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Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Post- 

und Telekommunikationssicherstellungsrechts und zur Änderung 

telekommunikationsrechtlicher Vorschriften 


A. Problem und Ziel 

Einer hohen Verfügbarkeit, Zuverlässigkeit und Sicherheit von Postdienstleis- 
tungen und Telekommunikationsdiensten kommt insbesondere in modernen In- 
formationsgesellschaften eine wesentliche Bedeutung zu: für die Aufrechter- 
haltung von Staats- und Regierungsfunktionen, für eine leistungsfähige Verwal- 
tung und Wirtschaft, für Katastrophenbewältigung und nicht zuletzt auch für 
die Landesverteidigung. Sie tragen damit wesentlich zur Funktionsfähigkeit des 
Gemeinwesens bei. Dies gilt insbesondere bei Naturkatastrophen, terroristi- 
schen Anschlägen und Sabotagehandlungen, in Krisenzeiten und im Span- 
nungs- oder Verteidigungsfall, wenn durch derartige Ereignisse Infrastrukturen 
und Kapazitäten, die gewöhnlich vorhanden sind, nicht mehr in vollem Umfang 
zur Verfügung stehen. 

Infolge technischer Entwicklungen, Marktentwicklungen und gewandelter Be- 
drohungsszenarien sind die Regelungen des geltenden Post- und Telekommuni- 
kationssicherstellungsgesetzes (PTSG) und der auf seiner Grundlage erlassenen 
Rechtsverordnungen in weiten Teilen nicht mehr zielführend und müssen daher 
an die geänderten Rahmenbedingungen angepasst werden. Hauptzweck ist da- 
bei die Sicherstellung der Versorgung mit grundlegenden Postdienstleistungen 
und Telekommunikationsdiensten. Zusätzlich sollen folgende Ziele erreicht 
werden: 

1. Entlastung der verpflichteten Unternehmen, indem von Verpflichtungen ab- 
gesehen wird, die sachlich nicht mehr gerechtfertigt sind 

a) auf Grund von technischen Entwicklungen, insbesondere im Bereich der 
Telekommunikation, 

b) bei objektiver Betrachtung der gegenwärtigen Bedrohungsszenarien; 

2. Anpassung des Verpflichtetenkreises sowie der sicherzustellenden Post- 
dienstleistungen und Telekommunikationsdienste an die Marktentwicklung; 

3. Berücksichtigung bestimmter moderner Telekommunikationsdienste, die für 
die Individualkommunikation und ein funktionierendes Gemeinwesen im- 
mer wichtiger werden, bei der Bestimmung der sicherzustellenden Telekom- 
munikationsdienste ; 
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4. stärkere Ausrichtung der Vorschriften auf Fälle von erheblichen Störungen 
der Versorgung, insbesondere durch Naturkatastrophen, terroristische An- 
schläge, Sabotageakte oder besonders schwere Unglücksfälle; 

5. Vereinfachung der bisher komplexen Vorschriftenlage und ihrer praktischen 
Anwendbarkeit zugunsten von praxisgerechten Regelungen in einem ein- 
zigen Gesetz durch 

a) Anpassung an geänderte Rahmenbedingungen, 

b) Integration wesentlicher Inhalte der bisherigen Rechtsverordnungen zum 
PTSG in das neue Gesetz und 

c) gänzlichen Verzicht auf Rechtsverordnungen sowie auf das bisherige Er- 
fordernis, Anwendungsverordnungen als Voraussetzung für die Anwen- 
dung bestimmter Vorschriften erlassen zu müssen. 

Damit wird nicht nur dem fachlich begründeten Änderungsbedarf, sondern 
auch dem Aspekt der Verwaltungsvereinfachung und des Bürokratieabbaus 
Rechnung getragen. 


B. Lösung 

Ablösung des geltenden Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes 
und der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen durch ein neues 
Gesetz. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Neue oder zusätzliche Kosten für den Bundeshaushalt sind auf Grund dieses 
Gesetzes nicht zu erwarten. Durch den Ersatz der Regelungen des bisher gel- 
tenden Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes und der auf sei- 
ner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen durch dieses Gesetz ergeben 
sich dagegen Einsparungen für den Bundeshaushalt in Höhe von rund 690 000 
Euro pro Jahr. Diese Einsparungen ergeben sich daraus, dass die bisherige Ver- 
pflichtung für Post- und Telekommunikationsuntemehmen entfällt, Schutz- 
räume und eine betriebliche Katastrophenschutzorganisation vorzuhalten. 
Ebenso entfällt die nach dem geltenden Post- und Telekommunikationssicher- 
stellungsgesetz hierfür bestehende Entschädigungsverpflichtung des Bundes. 
Bestehen bleiben für den Bund mögliche Ausgaben in einer Größenordnung 
von bis zu 100 000 Euro für Entschädigungen an Post- und Telekommunika- 
tionsunternehmen in dem Fall, weim die Unternehmen zur Krisen- oder Kata- 
strophenbewältigung oder zu entsprechenden Übungszwecken auf Anordnung 
Experten zur Mitarbeit in Krisenstäben abstellen. 

2. Völlzugsaufwand 

Neuer oder zusätzlicher Vollzugsaufwand für die öffentliche Hand entsteht 
durch das Gesetz nicht. Dagegen wird der bestehende Aufwand bei der Bundes- 
netzagentur durch Vereinfachung des bisherigen Bevorrechtigungsverfahrens 
und den Wegfall der damit verbundenen Verwaltungsaufgaben reduziert. 
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E. Sonstige Kosten 

Auf Grund der im Gesetz verankerten Übergangsvorschriften kann davon aus- 
gegangen werden, dass die technischen Anforderungen, die mit dem Gesetz 
erstmals vorgeschrieben werden, im Rahmen allgemein erforderlicher Anpas- 
sungsmaßnahmen von den betroffenen Unternehmen kostengünstig umgesetzt 
werden können, zum Beispiel durch Berücksichtigung im Rahmen der regelmä- 
ßig stattfmdenden Softwarepflege. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver- 
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 


F. Bürokratiekosten 

In das Gesetz werden drei von fünfzehn Informationspflichten aus dem bisheri- 
gen Recht (PTSG und die auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnun- 
gen) übernommen. Dies entspricht einer Reduzierung um 80 Prozent gegen- 
über bisher geltendem Recht. 

Da die drei Informationspflichten allesamt anlassbezogen sind und die mit- 
zuteilenden Informationen den Adressaten der Informationspflicht bereits vor- 
liegen, weil sie z. B. bei den Unternehmen auf Grund der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit anfallen, führen diese Pflichten zu keinen neimenswerten 
Belastungen sowohl bei den Unternehmen als auch bei den sonstigen Informa- 
tionspflichtigen. 

Zwei weitere Informationspflichten sind neu. Sie haben Informationen zum Ge- 
genstand, die der Bundesnetzagentur auf Grund ihrer bisherigen Aufgaben im 
Bereich der Post- und Telekommunikationssicherstellung vorliegen und zur 
Gewährleistung eines geordneten Übergangs auf das neue Recht von der Bun- 
desnetzagentur lediglich einmal an bestimmte Aufgabenträger übermittelt wer- 
den müssen. Diese einmaligen Informationspflichten verursachen insofern 
keine nennenswerten Bürokratiekosten. 


G. Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregie- 
rung zur nachhaltigen Entwicklung im Sinn der nationalen Nachhaltigkeitsstra- 
tegie. Er beinhaltet Regelungen, die unter ökonomischen Gesichtspunkten aus- 
gewogen sind und etwaige Belastungen für die Wirtschaft auf ein unbedingt 
erforderliches Minimum reduzieren. Die Regelungen des Entwurfs haben keine 
ökologischen Auswirkungen. Sie spielen unter sozialen Aspekten insofern eine 
wichtige Rolle, als sie der Aufrechterhaltung einer Mindestversorgung mit 
grundlegenden Postdienstleistungen und Telekommunikationsdiensten in 
Krisensituationen dienen und somit wesentlich zur Funktionsfähigkeit des Ge- 
meinwesens beitragen. 
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Bundesrepublik Deutschland 


Berlin, 




- Oktober 2010 


DIE Bundeskanzlerin 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Post- und 
Telekommunikationssicherstellungsrechts und zur Änderung 
telekommunikationsrechtlicher Vorschriften 


mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 874. Sitzung am 24. September 2010 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 3 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 4 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Post- 

und Telekommunikationssicherstellungsrechts und zur Änderung 

telekommunikationsrechtlicher Vorschriften 

Vom ... 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Sieherstellung von Postdienstleistungen 
und Telekommunikationsdiensten 
in besonderen Fällen 

(Post- und Telekommunikationssicherstellungs- 
gesetz - PTSG) 

§ 1 

Anwendungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Unternehmen, die im Rahmen 
ihres geschäftsmäßig an die Öffentlichkeit gerichteten An- 
gebots 

1 . die in diesem Gesetz bezeichneten Postdienstleistungen 
bundesweit erbringen (Postuntemehmen), 

2. die in diesem Gesetz bezeichneten Telekommunikations- 
dienste für mehr als 1 00 000 Teilnehmer erbringen, An- 
schlüsse für diese Dienste bereitstellen oder die in die- 
sem Gesetz bezeichneten Übertragungswege bereitstel- 
len (Telekommunikationsunternehmen). 

(2) Dieses Gesetz ist anzuwenden zur Sicherung einer 
Mindestversorgung mit Postdienstleistungen und Telekom- 
munikationsdiensten 

1. bei erheblichen Störungen der Versorgung mit Post- 
dienstleistungen oder Telekommunikationsdiensten, ins- 
besondere infolge von Naturkatastrophen, besonders 
schweren Unglücksfällen, Sabotagehandlungen, terroris- 
tischen Anschlägen oder sonstigen vergleichbaren Ereig- 
nissen oder im Spannungs- oder Verteidigungsfall sowie 

2. im Rahmen 

a) internationaler Vereinbarungen zur Notfallbewälti- 
gung, 

b) der Zusammenarbeit mit den Vereinten Nationen 
oder 

c) von Bündnisverpflichtungen. 

§2 

Postsicherstellungspflicht; Postbevorrechtigte 

(1) Postuntemehmen haben folgende von ihnen erbrachte 
Postdienstleistungen aufrechtzuerhalten und für postbevor- 
rechtigte Kunden (Postbevorrechtigte) vorrangig zu erbrin- 
gen: 

1 . die Beförderung von Briefsendungen im Sinne des Post- 
gesetzes, deren Einzelgewicht 1 000 Gramm nicht über- 


schreitet und deren Abmessungen die im Weltpostver- 
trag und in den zugehörigen ergänzenden Briefpostbe- 
stimmungen festgelegten Maße einhalten, einschließlich 
der förmlichen Zustellung sowie der Sendungsformen 
„Einschreibsendung“, „Wertsendung“ und „Nachnahme- 
sendung“, 

2. die Beförderang von adressierten Paketen, deren Einzel- 
gewicht 10 Kilogramm nicht überschreitet und deren 
Abmessungen die im Weltpostvertrag und in den zuge- 
hörigen ergänzenden Paketpostbestimmungen festgeleg- 
ten Maße einhalten, einschließlich der Sendungsformen 
„Wertsendung“ und „Nachnahmesendung“. 

Sie haben die für diese Postdienstleistungen erforderlichen 
Annahmestellen in angemessenem Umfang aufrechtzuer- 
halten. 

(2) Postbevorrechtigte sind: 

1 . Verfassungsorgane des Bundes und der Länder, 

2. Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, 

3. Gerichte des Bundes und der Länder, 

4. Dienststellen der Bundeswehr und der stationierten 
Streitkräfte, 

5. Aufgabenträger im Gesundheitswesen, 

6. Postkunden, denen von einer Behörde nach Nummer 2 
eine Bescheinigung darüber ausgestellt wurde, dass sie 
lebens- oder verteidigungswichtige Aufgaben zu erfüllen 
haben und hierzu auf Postdienstleistungen nach Absatz 1 
angewiesen sind. 

Die Bescheinigung nach Satz 1 Nummer 6 verliert ihre Gül- 
tigkeit zehn Jahre nach Ausstellungsdatum, sofern auf der 
Bescheinigung nicht eine kürzere Geltungsdauer vermerkt 
ist. 

§3 

Umsetzung der Postbevorreehtigung 

Postbevorrechtigte haben Sendungen, die vorrangig be- 
fördert werden sollen, als Vorrangpost entsprechend den 
Vorgaben des in Anspruch genommenen Unternehmens zu 
kennzeichnen. Die Postbevorrechtigung ist bei der Einliefe- 
rung der Sendungen nachzuweisen; dazu haben Postbevor- 
rechtigte nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 die ihnen aus- 
gestellte Bescheinigung vorzulegen. 

§4 

Unterstützung der Feldpost 

Postuntemehmen haben die von der Bundeswehr betrie- 
bene Postversorgung ihrer Angehörigen und Einheiten im 
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Einsatz (Feldpost) durch Postdienstleistungen nach § 2 
Absatz 1 Satz 1 zu unterstützen. Dabei haben sie jeder Per- 
son die Möglichkeit zu bieten, Feldpostsendungen einzulie- 
fern und zu empfangen. Postuntemehmen haben eingelie- 
ferte Feldpostsendungen zu befördern und mit der auf der 
Sendung angegebenen Feldpostleitstelle der Bundeswehr 
auszutauschen. Die Bundeswehr kann mit Postuntemehmen 
vereinbaren, dass und in welchem Umfang diese die Feld- 
post durch Fachpersonal sowie postspezifisches Ge- und 
Verbrauchsmaterial unterstützen. 


§5 

Telekommunikationssicherstellungspflicht 

Telekommunikationsuntemehmen haben folgende von 
ihnen erbrachte Telekommunikationsdienste aufrechtzuer- 
halten: 

1 . den öffentlich zugänglichen Telefondienst, 

2. Datenübermittlungsdienste, einschließlich Intemetzu- 
gangsdienste, 

3. Dienste der elektronischen Post. 


Telekommunikationsuntemehmen, die Anschlüsse bereit- 
stellen, die für die Dienste nach Satz 1 erforderlich sind, 
oder die Übertragungswege bereitstellen, haben diese 
Dienstleistungen aufrechtzuerhalten. Übertragungswege 
nach Satz 2 mit Datenübertragungsraten über 50 Mbit/s 
müssen durch das Telekommunikationsuntemehmen mit 
einer Datenübertragungsrate von mindestens 50 Mbit/s auf- 
recht erhalten werden. 


§6 

Telekommunikationsbevorrechtigung 


(1) Telekommunikationsuntemehmen haben für Tele- 
kommunikationsbevorrechtigte 

1 . Anschlüsse und Übertragungswege nach § 5 Satz 2 un- 
verzüglich und vorrangig bereitzustellen und unverzüg- 
lich und vorrangig zu entstören, 


2. Verbindungen im Mobilfunk für die Inansprachnahme 
der Telekommunikationsdienste nach § 5 Satz 1 Num- 
mer 1 und 2 vorrangig herzustellen. 


Satz 1 Nummer 2 gilt für die Inansprachnahme des Tele- 
kommunikationsdienstes nach § 5 Satz 1 Nummer 2 erst 
nachdem die Bundesnetzagentur in ihrem Amtsblatt tech- 
nische Festlegungen und zeitliche Vorgaben für deren Um- 
setzung veröffentlicht hat. Die Bundesnetzagentur berück- 
sichtigt bei den Festlegungen internationale technische 
Standards und beteiligt die betroffenen Verbände. 


6. Aufgabenträger im Gesundheitswesen, 

7. Hilfs- und Rettungsdienste, 

8. Rundfunkveranstalter, 

9. Teilnehmer, denen von einer Behörde nach Nummer 2 
eine Bescheinigung darüber ausgestellt wurde, dass sie 
lebens- oder verteidigungswichtige Aufgaben zu erfüllen 
haben und hierzu auf Telekommunikationsdienste nach 
Absatz 1 angewiesen sind. 

Die Bescheinigung nach Satz 1 Nummer 9 verliert ihre Gül- 
tigkeit zehn Jahre nach Ausstellungsdatum, sofern auf der 
Bescheinigung nicht eine kürzere Geltungsdauer vermerkt 
ist. 


§7 

Umsetzung der Telekommunikationsbevorrechtigung 

(1) Telekommunikationsbevorrechtigte haben ihrem Te- 
lekommunikationsuntemehmen rechtzeitig im Voraus mit- 
zuteilen, 

1. welche Anschlüsse und Übertragungswege vorrangig 
entstört werden sollen, 


2. für welche Mobilfunkanschlüsse vorrangige Verbindun- 
gen in Anspruch genommen werden sollen. 

Dabei haben Telekommunikationsbevorrechtigte nach § 6 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 die ihnen ausgestellte Beschei- 
nigung vorzulegen. 

(2) Für die Umsetzung der Telekommunikationsbevor- 
rechtigung hat das Telekommunikationsunternehmen unver- 
züglich Vorkehrungen zu treffen. Es hat diese Vorkehrungen 
nach Kündigung des Anschlusses oder nach Ablauf der in 
§ 6 Absatz 2 Satz 2 genannten Frist wieder aufzuheben, so- 
fern nicht vor Ablauf dieser Frist eine neue Bescheinigung 
nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 vorgelegt wird. Das Te- 
lekommunikationsuntemehmen hat den betroffenen Teil- 
nehmer über den Abschluss und die Aufhebung der getrof- 
fenen Vorkehrungen unverzüglich zu informieren. 

(3) In den Fällen des § 1 Absatz 2 kann die Dauer oder 
die Datenübertragungsrate nicht vorrangiger Verbindungen 
in erforderlichem Umfang begrenzt werden. Satz 1 gilt nicht 
für Verbindungen zu den Notrafnummem 110 und 112; § 4 
der Verordnung über Notrafverbindungen vom 6. März 
2009 (BGBl. I S. 481) in der jeweils geltenden Fassung 
bleibt unberührt. 


§8 

Auskunfts- und Mitwirkungspflichten 


(2) Telekommunikationsbevorrechtigte sind: 

1 . Verfassungsorgane des Bundes und der Länder, 

2. Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden und 
Gemeindeverbände, 


(1) Post- und Telekommunikationsuntemehmen haben 
der Bundesnetzagentur Auskünfte zu erteilen, die für die 
Kontrolle der Erfüllung der Verpflichtungen nach diesem 
Gesetz erforderlich sind. § 55 der Strafprozessordnung gilt 
entsprechend. 


3. Gerichte des Bundes und der Länder, 

4. Dienststellen der Bundeswehr und der stationierten 
Streitkräfte, 

5. Katastrophenschutz-, Zivilschutz- und Hilfsorganisa- 
tionen, 


(2) Post- und Telekommunikationsuntemehmen haben 
auf Anordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie in den Fällen des § 1 Absatz 2 sowie im Rah- 
men von Vorsorgeplanungen und Übungen in Arbeitsstäben 
im Inland mitzuwirken sowie das hierfür erforderliche 
Fachpersonal abzustellen. 
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§9 

Entgelte; Entschädigung 

(1) Telekommunikationsbevorrechtigte haben für jeden 
Anschluss und für jeden Übertragungsweg, für den Vorkeh- 
rungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 getroffen wur- 
den, ein einmaliges Entgelt in Höhe von 1 00 Euro und für 
jeden Anschluss, für den zusätzlich technische Vorkeh- 
rungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 getroffen wur- 
den, ein zusätzliches einmaliges Entgelt in Höhe von 
50 Euro an das Telekommunikationsunternehmen zu ent- 
richten. Damit sind alle Entgeltansprüche abgegolten. Hat 
ein Telekommunikationsuntemehmen die getroffenen Vor- 
kehrungen pflichtgemäß aufgehoben und wird ihm danach 
eine neue Bescheinigung nach § 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 9 vorgelegt, gilt Satz 1 entsprechend. Die übrigen 
Entgelte für die Inanspruchnahme von Telekommunika- 
tionsdiensten bleiben unberührt. 

(2) Für Personal, das auf Grund einer Anordnung nach 
§ 8 Absatz 2 abgestellt wurde, wird den Postuntemehmen 
und den Telekommunikationsuntemehmen ab dem Beginn 
des Einsatzes je Person und angefangener Stunde eine Ent- 
schädigung gewährt. Diese entspricht der Honorargruppe 5 
des § 9 Absatz 1 Satz 1 des Justizvergütungs- und -entschä- 
digungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. 1 S. 718, 776), 
das zuletzt durch Artikel 7 Absatz 3 des Gesetzes vom 
30. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2449) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung. Die Entschädigung nach Satz 1 
darf je Person und Tag den Betrag, der für einen achtstün- 
digen Einsatz zu leisten ist, nicht überschreiten. 

§ 10 

Kontrolle und Durchsetzung von Verpflichtungen 

(1) Die Bundesnetzagentur kontrolliert die Erfüllung der 
Verpflichtungen nach diesem Gesetz und setzt diese durch. 
Sie ist befugt, zu diesem Zweck Geschäftsräume der Unter- 
nehmen während der üblichen Geschäftszeiten zu betreten 
und dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen. Die 
Postuntemehmen und die Telekommunikationsuntemehmen 
haben der Bundesnetzagentur die Durchfühmng der Kon- 
trollmaßnahmen nach den Sätzen 1 und 2 zu ermöglichen. 

(2) Die Bundesnetzagentur karm nach Maßgabe des Ver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes Zwangsgelder wie folgt 
festsetzen: 

1. bis zu 100 000 Euro zur Durchsetzung der Verpflichtung 
nach § 7 Absatz 2 Satz 1 , 

2. bis zu 50 000 Euro zur Durchsetzung der Verpflichtun- 
gen nach Absatz 1 Satz 3, § 4 und § 8 Absatz 1. 

§ 11 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1 . entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 eine Postdienstleistung 
nicht aufrechterhält oder für Postbevorrechtigte nicht 
vorrangig erbringt, 

2. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 2 die erforderlichen Annah- 
mestellen in angemessenem Umfang nicht aufrecht- 
erhält, 


3 . entgegen § 4 die Feldpost nicht oder nicht in der vorge- 
schriebenen Weise unterstützt, 

4. entgegen § 5 Satz 1 einen Telekommunikationsdienst 
nicht aufrechterhält, 

5. entgegen § 5 Satz 2 und 3 eine Dienstleistung nicht 
aufrechterhält, 

6. entgegen § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 einen An- 
schluss oder einen Übertragungsweg nicht unverzüg- 
lich oder nicht vorrangig bereitstellt oder nicht unver- 
züglich oder nicht vorrangig entstört, 

7. entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1 eine Vorkehmng nicht 
oder nicht unverzüglich trifft, 

8. entgegen §7 Absatz 2 Satz 2 eine Vorkehmng nicht 
aufhebt, 

9. entgegen § 7 Absatz 2 Satz 3 eine Information nicht, 
nicht richtig oder nicht unverzüglich erteilt, 

10. entgegen § 8 Absatz 1 Satz 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt, 

1 1 . einer vollziehbaren Anordnung nach § 8 Absatz 2 zu- 
widerhandelt oder 

12. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 3 der Bundesnetzagentur 
eine Kontrollmaßnahme nicht ermöglicht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit karm in den Fällen des 
Absatzes 1 Nummer 1 bis 4 und 10 bis 12 mit einer Geld- 
buße bis zu dreißigtausend Euro und in den übrigen Fällen 
mit einer Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet wer- 
den. 

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die 
Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunika- 
tion, Post und Eisenbahnen. 

§ 12 

Übergangsvorschriften 

(1) Die nach § 5 Absatz 2 Satz 4 der Postsicherstellungs- 
verordnung vom 23. Oktober 1996 (BGBl. 1 S. 1535), die 
zuletzt durch Artikel 3 Absatz 25 des Gesetzes vom 7. Juli 
2005 (BGBl. 1 S. 1970) geändert worden ist, ausgestellten 
Bescheinigungen über die Vorrangpostberechtigung gelten 
längstens bis zum 31. Dezember ... [einsetzen: Jahreszahl 
des zweiten Jahres, das auf das Inkrafttreten des Gesetzes 
folgt]. Die Bundesnetzagentur informiert die betroffenen 
Aufgabenträger sowie die Behörden, die diese Aufgabenträ- 
ger benannt haben, bis zum . . . [einsetzen: letzter Tag des 
elften Monats, der auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgt] schriftlich über die Bestimmung des Satzes 1 und 
weist auf die Regelung des § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 6 
hin. Sie vernichtet nach Ablauf der Frist nach Satz 1 unver- 
züglich die von ihr auf Gmnd der Aufgaben nach 
§ 5 Absatz 2 Satz 3 und 4 der Postsicherstellungsverord- 
nung geführten Datenbestände und Unterlagen. 

(2) Die Vorrechte, die den Stellen und Aufgabenträgem 
eingeräumt sind, die in § 4 Absatz 1 und § 5 Absatz 1 
der Telekommunikations-Sicherstellungs- Verordnung vom 
26. November 1997 (BGBl. 1 S. 2751), die zuletzt durch 
Artikel 462 der Verordnung vom 3 1 . Oktober 2006 (BGBl. 1 
S. 2407) geändert worden ist, bezeichnet sind, und die nicht 
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in § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 8 dieses Gesetzes ge- 
nannt sind, enden vorbehaltlich der Vorschriften der 
Absätze 3 und 4 mit Ablauf des . . . [einsetzen: letzter Tag 
des 23. Monats, der auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgt]. Die Bundesnetzagentur teilt den betroffenen Tele- 
kommunikationsunternehmen die Registrierungsnummem 
der Stellen und Aufgabenträger nach Satz 1 mit. Sie ver- 
nichtet nach Ablauf der Frist nach Satz 1 unverzüglich die 
von ihr auf Grund der Aufgaben nach § 6 der Telekommuni- 
kations-Sicherstellungs-Verordnung geführten Datenbe- 
stände und Unterlagen. 

(3) Die Telekommunikationsuntemehmen haben die ge- 
troffenen technischen Vorbereitungsmaßnahmen zur Ein- 
räumung von Vorrechten bei Festnetzanschlüssen aller Stel- 
len und Aufgabenträger, die nach § 4 Absatz 1 und § 5 
Absatz 1 der Telekommunikations-Sicherstellungs- Verord- 
nung bevorrechtigt sind, bis zum . . . [einsetzen: letzter Tag 
des 23. Monats, der auf das Inkrafttreten dieses Gesetzes 
folgt] aufzuheben. Sie haben die für diese Anschlüsse ge- 
troffenen organisatorischen Vorkehrungen ab dem . . . [ein- 
setzen: erster Tag des 24. Monats, der auf das Inkrafttreten 
dieses Gesetzes folgt] aufzuheben, sofern 

1. sie nicht Anschlüsse von Telekommunikationsbevor- 
rechtigten betreffen, die nach § 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 bis 8 dieses Gesetzes bevorrechtigt sind, oder 

2. eine Bescheinigung nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 
nicht rechtzeitig vor Ablauf der Frist nach Satz 1 vorge- 
legt wurde. 

Eine Mitteilung nach § 7 Absatz 1 Nummer 1 ist hierfür 
nicht erforderlich. Satz 2 gilt nicht, wenn der betreffende 
Anschluss gekündigt wird. 

(4) Die Telekommunikationsuntemehmen haben die ge- 
troffenen technischen und organisatorischen Vorbereitungs- 
maßnahmen zur Einräumung von Vorrechten bei Mobil- 
funkanschlüssen von 

a) Stellen, die nach § 4 Absatz 1 der Telekommunikations- 
Sicherstellungs- Verordnung bevorrechtigt sind, bis zum 
. . . [einsetzen: letzter Tag des 23. Monats, der auf das In- 
krafttreten dieses Gesetzes folgt] bestehen zu lassen und 
danach unverzüglich aufzuheben, sofern die Stellen 
nicht nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 8 weiter- 
hin bevorrechtigt sind, oder eine Bescheinigung nach § 6 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 nicht rechtzeitig vor Ablauf 
der Frist vorgelegt haben, 

b) Aufgabenträgern, die nach § 5 Absatz 1 der Telekom- 
munikations-Sicherstellungs-Verordnung bevorrechtigt 
sind, bis zur Vorlage einer neuen Bescheinigung nach 
§ 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9, längstens jedoch bis zum 
. . . [einsetzen: letzter Tag des 23. Monats, der auf das In- 
krafttreten dieses Gesetzes folgt] bestehen zu lassen. 

Satz 1 gilt nicht, wenn der betreffende Anschluss gekündigt 
wird. 

(5) Die Bundesnetzagentur informiert die betroffenen 
Stellen und Aufgabenträger bis zum ... [einsetzen: letzter 
Tag des elften Monats, der auf das Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes folgt] schriftlich über die Bestimmungen der 
Absätze 2 bis 4 und weist auf die Regelungen des § 6 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 und des § 7 Absatz 1 und 2 hin. 


Artikel 2 
F olgeänderungen 

1. § 10 Absatz 1 Nummer 1 der Sicherheitsüberprüfungs- 
feststellungsverordnung in der Fassung der Bekarmtma- 
chung vom 12. September 2007 (BGBl. I S. 2294) wird 
wie folgt gefasst: 

„1. die Teile von Telekommunikationsuntemehmen, 
die Telekommunikationsanlagen im Sinne des § 3 
Nummer 23 des Telekommunikationsgesetzes be- 
treiben, deren Ausfall das Erbringen der nach dem 
Post- und Telekommunikationssicherstellungsge- 
setz aufrechtzuerhaltenden Telekommunikations- 
dienste erheblich beeinträchtigen kann;“. 

2. ln § 13a Absatz 1 Satz 3 des Wehrpflichtgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 16. September 2008 
(BGBl. I S. 1886), das durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
14. Juni 2009 (BGBl. I S. 1229) geändert worden ist, 
werden die Wörter „oder dem nach § 9 des Post- und 
Telekommunikationssicherstellungsgesetzes zuständi- 
gen Bundesministerium jeweils“ gestrichen. 

Artikel 3 

Änderung des Telekommunikationsgesetzes 

Das Telekommunikationsgesetz vom 22. Juni 2004 
(BGBl. I S. 1190), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 17. Februar 2010 (BGBl. I S. 78) geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1 . In der Inhaltsübersicht wird die Angabe zu § 9a wie folgt 
gefasst: 

„§ 9a (weggefallen)“. 

2. In § 3 wird die Nummer 12b aufgehoben. 

3. § 9a wird aufgehoben. 

4. § 1 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird der folgende neue Satz 2 ein- 
gefügt: „Der Verpflichtete kann auch eine andere 
Stelle nach Maßgabe des § 1 1 des Bundesdaten- 
schutzgesetzes beauftragen, die Kundendateien 
zu führen.“ 

bb) In dem neuen Satz 6 werden nach dem Wort 
„Verpflichtete“ die Wörter „und sein Beauftrag- 
ter“ eingefügt sowie das Wort „hat“ durch das 
Wort „haben“ und das Wort „ihm“ durch das 
Wort „ihnen“ ersetzt. 

cc) In dem neuen Satz 8 wird die Angabe „Satz 6 
Nr. 1“ durch die Wörter „Satz 7 Nummer 1“ er- 
setzt. 

b) Absatz 4 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Verantwortung für die Zulässigkeit der Über- 
mittlung tragen 

1. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 7 Nummer 1 die 
Bundesnetzagentur und 

2. in den Fällen des Absatzes 1 Satz 7 Nummer 2 die 
in Absatz 2 genarmten Stellen.“ 
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5. Dem § 113 Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefiigt: 

„Das Bundesamt für Verfassungsschutz, der Bundes- 
nachrichtendienst und das Amt für den Militärischen 
Abschirmdienst haben für ihnen erteilte Auskünfte eine 
Entschädigung zu gewähren, deren Umfang sich nach 
§ 23 und Anlage 3 des Justizvergütungs- und -entschädi- 
gungsgesetzes bemisst; die Vorschriften über die Verjäh- 
rung in § 2 Absatz 1 und 4 des Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetzes finden entsprechend Anwen- 
dung.“ 

6. ln § 123 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§§ 9a, 10, 11, 
61 Abs. 3 und § 62 Abs. 2 Nr. 3“ durch die Wörter 
„§§ 10, 11, 61 Absatz 3 und § 62 Absatz 2 Nummer 3“ 
ersetzt. 

7. § 149 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) ln Nummer 3 1 wird die Angabe „Satz 4“ durch die 
Angabe „Satz 5“ ersetzt. 

b) ln Nummer 32 wird die Angabe „Satz 5“ durch die 
Angabe „Satz 6“ ersetzt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 


1 . das Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetz 
vom 14. September 1994 (BGBl. 1 S. 2325), das zuletzt 
durch Artikel 2 Nummer 3 des Gesetzes vom 2. April 
2009 (BGBl. 1 S. 693) geändert worden ist, 

2. die Postsicherstellungsverordnung vom 23. Oktober 
1996 (BGBl. 1 S. 1535), die zuletzt durch Artikel 3 
Absatz 25 des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. 1 
S. 1970) geändert worden ist, 

3. die Post- und Telekommunikations-Zivilschutzverord- 
nung vom 23. Oktober 1996 (BGBl. 1 S. 1539), die zu- 
letzt durch Artikel 46 1 der Verordnung vom 3 1 . Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, 

4. die Feldpostverordnung 1996 vom 23. Oktober 1996 
(BGBl. I S. 1543), die zuletzt durch Artikel 3 Absatz 23 
des Gesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBl. I S. 1970) geän- 
dert worden ist, 

5. die Telekommunikations-Sicherstellungs- Verordnung 

vom 26. November 1997 (BGBl. 1 S. 2751), die zuletzt 
durch Artikel 462 der Verordnung vom 3 1 . Oktober 
2006 (BGBl. I S. 2407) geändert worden ist, und 

6. die Post- und Telekommunikationsauskunftsverordnung 
vom 22. April 2003 (BGBl. I S. 545), die zuletzt durch 
Artikel 463 der Verordnung vom 3 1 . Oktober 2006 
(BGBl. I S. 2407) geändert worden ist. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

1. Zielsetzung und Notwendigkeit des Gesetzentwurfs 

Mit dem Gesetzentwurf sollen die Verpflichtungen für Post- 
und Telekommunikationsuntemehmen, die durch das Post- 
und Telekommunikationssicherstellungsgesetz (PTSG) vom 
14. September 1994 gesetzlich festgeschriebenen und durch 
die auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen 
konkretisiert werden, im Hinblick auf die Sicherstellung 
einer ausreichenden Versorgung mit grundlegenden Post- 
dienstleistungen und Telekommunikationsdiensten an in- 
zwischen geänderte Rahmenbedingungen angepasst wer- 
den. 

Des Weiteren sollen im Telekommunikationsgesetz (TKG) 
Vorschriften geändert werden, die die Erteilung von Aus- 
künften über Bestandsdaten betreffen und dringend einer 
Anpassung bedürfen. Dadurch soll zum einen den Telekom- 
munikationsuntemehmen, die zur Erteilung von Auskünften 
verpflichtet sind, die gebotene Rechtssicherheit bei der be- 
reits in der Praxis entsprechend gehandhabten flexiblen Um- 
setzung der Verpflichtung gegeben werden. Zum anderen 
soll eine Gesetzeslücke geschlossen werden, die ungewollt 
dazu fuhrt, dass für Anfragen von Behörden unterschiedliche 
Entschädigungsregeln bei gleichartigen Auskünften gelten. 

Zudem soll mit Blick auf die Entscheidung des Europäi- 
schen Gerichtshofes vom 3. Dezember 2009 (RS C-424/07) 
die Regelung über die Regulierang neuer Märkte (§ 9a 
TKG) und die entsprechende Legaldefmition (§ 3 Num- 
mer 12b TKG) aufgehoben werden. 

2. Zugrunde liegender Saehverhalt 

Hohe Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit von Postdienstleis- 
tungen und Telekommunikationsdiensten haben eine we- 
sentliche Bedeutung für die Aufrechterhaltung von Staats- 
und Regiemngsfünktionen, für eine leistungsfähige Verwal- 
tung und Wirtschaft, für Krisenbewältigung und für die 
Landesverteidigung. Sie tragen damit wesentlich zur Funk- 
tionsfähigkeit des Gemeinwesens bei. Dies wird besonders 
sichtbar bei Naturkatastrophen, terroristischen Anschlägen 
und Sabotagehandlungen, in Krisenzeiten oder im Span- 
nungs- oder Verteidigungsfall, werm durch derartige Ereig- 
nisse Infrastrukturen und Kapazitäten, die gewöhnlich vor- 
handen sind, nicht mehr in vollem Umfang zur Verfügung 
stehen. Durch die Abhängigkeit der Informationsgesell- 
schaft von modernen Kommunikationssystemen, die neuen 
Formen der Bedrohung ausgesetzt sind, sind die Hochtech- 
nologieländer in besonderem Maß betroffen. Aufgabe des 
Staates im Bereich des Postwesens und der Telekommuni- 
kation ist es deshalb, nicht nur sicherzustellen, dass entspre- 
chende Informationsinfrastrukturen vorhanden sind und sie 
geschützt werden, sondern auch eine ausreichende Versor- 
gung mit grundlegenden Postdienstleistungen und Telekom- 
munikationsdiensten in den o. g. Fällen zu gewährleisten. 

Infolge technischer Entwicklungen, Marktentwicklungen 
und nicht zuletzt gewandelter Bedrohungsszenarien sind die 
Regelungen des geltenden PTSG und der zugehörigen Ver- 


ordnungen in weiten Teilen nicht mehr zielführend und 
müssen daher an die geänderten Rahmenbedingungen ange- 
passt werden. 

3. Andere Lösungsmöglichkeiten/Erledigung dureh 
Private 

Andere Lösungsmöglichkeiten als die gesetzliche Regelung 
kommen nicht in Betracht, weil die Postdienstleistungen 
und Telekommunikationsdienste, die in diesem Gesetz ge- 
narmt sind, auch in den bezeichneten besonderen Fällen im 
Rahmen der Daseinsvorsorge zu erbringen sind und die all- 
gemeine Lebenserfahrung zeigt, dass die üblichen Markt- 
kräfte diese Bereiche nicht ausreichend berücksichtigen. 

4. Informationspflichten 

Das Gesetz beinhaltet insgesamt fünf Informationspflichten, 
von denen drei anlassbezogen sind, d. h. dass sie nur bei be- 
stimmten Sachverhalten anfallen, und zwei nur eine einma- 
lige Information zum Gegenstand haben. Von den fünf In- 
fonnationspflichten betrifft eine ausschließlich Telekommu- 
nikationsbevorrechtigte, eine weitere Informationspflicht 
richtet sich ausschließlich an Telekommunikationsunterneh- 
men, die dritte Informationspflicht betrifft sowohl Post- als 
auch Telekommunikationsuntemehmen und die verbleiben- 
den zwei Informationspflichten betreffen die Bundesnetz- 
agentur. 

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Informations- 
pflichten: 

- Mitteilungspflicht der telekommunikationsbevorrechtig- 
ten Teilnehmer gegenüber ihrem Telekommunikations- 
untemehmen, welche Anschlüsse oder Übertragungs- 
wege vorrangig entstört und für welche Mobilfünkan- 
schlüsse technische Vorkehmngen für die Herstellung 
von vorrangigen Verbindungen getroffen werden sollen 
(§ 7 Absatz 1 Satz 1), 

- Mitteilungspflicht der Telekommunikationsuntemehmen 
gegenüber ihren telekommunikationsbevorrechtigten 
Teilnehmern über den Abschluss der Vorkehmngen für 
vorrangige Entstömng von Anschlüssen und Übertra- 
gungswegen und der technischen Vorkehmngen für die 
Herstellung von vorrangigen Verbindungen sowie über 
die Aufhebung der Vorkehmngen (§ 7 Absatz 2 Satz 3), 

- Pflicht, Fragen zu beantworten, die die Bundesnetzagen- 
tur den Unternehmen im Rahmen der Kontrolle der Er- 
füllung von Verpflichtungen aus dem Gesetz stellen 
kann (§ 8 Absatz 1 Satz 1), 

- Pflicht der Bundesnetzagentur, die von ihr nach der Tele- 
kommunikations-Sicherstellungs- Verordnung für be- 
stimmte Telekommunikationsbevorrechtigte vergebe- 
nen Registrierangsnummem den betroffenen Telekom- 
munikationsuntemehmen im Rahmen der Übergangs- 
vorschriften mitzuteilen (§12 Absatz 2 Satz 2), 

- Pflicht der Bundesnetzagentur, betroffene Aufgaben- 
träger und Behörden, die die Aufgabenträger nach bishe- 
rigem Recht benannt haben, im Rahmen der Übergangs- 
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Vorschriften schriftlich über bestimmte Regelungen zu 
informieren (§ 12 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 5). 

Die ersten drei Informationspflichten sind nicht neu. Sie 
entsprechen im Wesentlichen sowohl dem Grunde nach als 
auch inhaltlich den Informationspflichten, die auch nach 
dem PTSG von 1994 und den auf seiner Grundlage erlasse- 
nen Rechtsverordnungen bereits bestanden haben. Mit dem 
neuen Gesetz wird jedoch die Gesamtzahl der Infomiations- 
pflichten gegenüber dem bisherigen Recht von 1 5 auf drei, 
d. h. um 80 Prozent, reduziert. Die diesen drei Informations- 
pflichten zugrunde liegenden Informationen sind jedoch er- 
forderlich, um die Mindestversorgung mit den im Gesetz 
bezeichneten grundlegenden Postdienstleistungen und Tele- 
kommunikationsdiensten in den Fällen wirksam sicherstel- 
len zu können, die in § 1 Absatz 2 aufgeführt sind, und um 
eine Notfallbewältigung in diesen Fällen effizient gestalten 
zu können. Die unter dem vierten und fünften Spiegelstrich 
aufgefiihrten Informationspflichten sind neu. Sie haben je- 
doch Informationen zum Gegenstand, die von der Bundes- 
netzagentur lediglich einmal im Rahmen der Übergangvor- 
schriften zur Gewährleistung eines geordneten Übergangs 
auf das neue Recht an bestimmte Aufgabenträger zu über- 
mitteln sind. 

Da es sich bei den Informationspflichten um anlassbezo- 
gene Informationspflichten handelt oder die mitzuteilenden 
Informationen bei den Adressaten bereits unabhängig von 
der Informationspflicht anfallen, z. B. auf Grund der ge- 
wöhnlichen Geschäftstätigkeit des Unternehmens, führen 
sie nicht zu nennenswerten Belastungen der Informations- 
pflichtigen. 

5. Befristung 

Bei der Sicherstellung grundlegender Postdienstleistungen 
und Telekommunikationsdienste bei erheblichen Störungen 
der Versorgung mit Postdienstleistungen oder Telekommu- 
nikationsdiensten, insbesondere infolge von Naturkatastro- 
phen, besonders schweren Unglücksfällen, Sabotagehand- 
lungen, terroristischen Anschlägen und im Spannungs- oder 
Verteidigungsfall, handelt es sich um eine dauerhaft beste- 
hende Aufgabe, sodass eine Befristung des Gesetzes nicht 
in Frage kommt. 

6. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Das Gesetz trägt sowohl zur Rechts- als auch zur Verwal- 
tungsvereinfachung bei. Die Übersichtlichkeit der Rechts- 
materie wird wesentlich erhöht, da Rechtsvorschriften, die 
bisher auf ein Gesetz und mehrere Verordnungen verteilt 
waren, lediglich in einem Gesetz zusammengeführt und 
konzentriert werden. 

Eine wesentliche Rolle bei der mit dem Gesetz einhergehen- 
den Rechts- und Verwaltungsvereinfachung spielt die Tat- 
sache, dass darauf verzichtet wird, Anwendungsverordnun- 
gen als Voraussetzung für die Anwendbarkeit bestimmter 
Regelungen erlassen zu müssen. Damit wird die Anwend- 
barkeit der Regelungen in der Praxis, insbesondere in zeit- 
kritischen Situationen wie bei einer Naturkatastrophe, 
einem besonders schweren Unglücksfall oder einem terro- 
ristischen Anschlag, erheblich verbessert, was nicht zuletzt 
auch der Effizienz der an einer Krisenbekämpfung oder 
Notfallbewältigung Beteiligten zugutekommt. Des Weiteren 


wird die Bundesnetzagentur dadurch entlastet, dass das Ver- 
fahren für die Beauftragung von Telekommunikationsunter- 
nehmen, für einen Anschluss technische Vorkehrungen für 
vorrangige Verbindungen zu treffen, durch Befreiung von 
unnötigen Verfahrensschritten vereinfacht wird. 

7. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen 
Union 

Der Gesetzentwurf ist mit dem Recht der Europäischen 
Union vereinbar. Seine Regelungen stehen insbesondere 
nicht im Widerspruch zu den Regelungen 

- der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parla- 
ments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über 
Dienstleistungen im Birmenmarkt (Dienstleistungsricht- 
linie), 

- der Richtlinie 2002/ 1 9/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über den Zugang zu 
elektronischen Kommunikationsnetzen und zugehöri- 
gen Einrichtungen sowie deren Zusammenschaltung 
(Zugangsrichtlinie), 

- der Richtlinie 2002/20/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über die Genehmigung 
elektronischer Kommunikationsnetze und -dienste (Ge- 
nehmigungsrichtlinie), 

- der Richtlinie 2002/21 /EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über einen gemeinsa- 
men Rechtsrahmen für elektronische Kommunikations- 
netze und -dienste (Rahmenrichtlinie) und 

- der Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 7. März 2002 über den Universal- 
dienst und Nutzerrechte bei elektronischen Kommunika- 
tionsnetzen und -diensten (Universaldienstrichtlinie). 

Der Marktzutritt von Postuntemehmen und Telekommuni- 
kationsuntemehmen wird weder beschränkt noch davon ab- 
hängig gemacht, ob Genehmigungen vorliegen oder be- 
stimmte Leistungen erbracht werden. 

8. Änderungen zur geltenden Rechtslage 

Die Regelungen des Gesetzes beinhalten gegenüber der gel- 
tenden Rechtslage im Wesentlichen folgende Änderungen: 

- Anpassung des Verpflichtetenkreises sowie der aufrecht- 
zuerhaltenden Postdienstleistungen und Telekommuni- 
kationsdienste an die Marktentwicklung, 

- Berücksichtigung bestimmter moderner und zunehmend 
wichtiger Telekommunikationsdienste für die Individu- 
alkommunikation bei der Bestimmung der aufrechtzuer- 
haltenden Telekommunikationsdienste (Sprachübertra- 
gung über das Intemetprotokoll - VolP - und elektroni- 
sche Post - E-Mail), 

- stärkere Ausrichtung der Anwendbarkeit der Vorschrif- 
ten auf Fälle von erheblichen Störungen der Versorgung, 
insbesondere bei Naturkatastrophen, terroristischen An- 
schlägen, Sabotageakten oder besonders schweren Un- 
glücksfallen, 

- Entlastung der verpflichteten Unternehmen durch Ver- 
zicht auf Verpflichtungen, die auf Grund von techni- 
schen Entwicklungen, insbesondere im Bereich der Tele- 
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kommunikation, oder auf Grund geänderter Bedro- 
hungsszenarien sachlich nicht mehr gerechtfertigt sind, 

- Vereinfachung der bisher komplexen Vorschriftenlage 
und deren praktischer Anwendbarkeit dadurch, dass we- 
sentliche Inhalte der bisherigen Rechtsverordnungen 
zum PTSG in das neue Gesetz übernommen wurden; 
gänzlicher Verzicht auf Rechtsverordnungen, insbeson- 
dere auf das bisherige Erfordernis, Anwendungsverord- 
nungen als Voraussetzung für die Anwendung bestimm- 
ter Vorschriften zu erlassen, zugunsten von praxisge- 
rechten Regelungen, die in einem einzigen Vorsorgege- 
setz konzentriert sind. 

Damit wird nicht nur dem fachlich begründeten Änderungs- 
bedarf, sondern auch dem Aspekt der Verwaltungsvereinfa- 
chung und des Bürokratieabbaus Rechnung getragen. So 
wird z. B. auf Grund technischer Entwicklungen (Netzfem- 
steuerung anstatt Personal vor Ort) oder veränderter Bedro- 
hungsszenarien (Ende des Kalten Krieges, gestiegene Na- 
turkatastrophengefahr, Gefahr von terroristischen Anschlä- 
gen) im vorliegenden Gesetz auf die bisherige Verpflichtung 
der Unternehmen verzichtet, Schutzräume und eine betrieb- 
liche Katastrophenschutzorganisation berehzuhalten, die 
dem Zivilschutz nach § 1 des Zivilschutz- und Katastro- 
phenhilfegesetzes dienen sollten, ln diesem Zusammenhang 
wird auch die bisherige Regelung des § 12 PTSG angepasst, 
die Entschädigungen für die verpflichteten Unternehmen für 
die von ihnen auf Anforderung der Bundesnetzagentur fort- 
geführten Maßnahmen vorsah (insbesondere für die Unter- 
haltung der Schutzräume und Einrichtungen des betriebli- 
chen Katastrophenschutzes, die von denjenigen Unterneh- 
men übernommen wurden, die im Rahmen der Privatisie- 
rung der ehemaligen Deutschen Bundespost aus dem 
Sondervermögen Deutsche Bundespost hervorgegangen 
sind). Da das neue Gesetz keine Verpflichtung mehr enthält, 
für Schutzräume und betrieblichen Katastrophenschutz im 
Sinne des Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetzes zu 
sorgen, sieht die angepasste Entschädigungsregelung nun- 
mehr ausschließlich Entschädigungen für den Fall vor, 
wenn die verpflichteten Unternehmen auf Grand des Geset- 
zes Fachpersonal zur Mitwirkung an Vorsorgeplanungen, 
Übungen oder in Krisenstäben abstellen. 

9. Gesetzesfolgen 

Mit dem Gesetz werden die Regelungen des gehenden Post- 
und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes und der 
auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen abge- 
löst, die infolge technischer Entwicklungen, Entwicklungen 
auf dem Post- und Telekommunikationsmarkt sowie gewan- 
delter Bedrohungsszenarien in weiten Teilen nicht mehr 
zielführend sind. Sie werden durch Regelungen ersetzt, die 
den geänderten Rahmenbedingungen wesentlich besser ge- 
recht werden. 

9.1 Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen 
Haushalte 

Neue oder zusätzliche Kosten für den Bundeshaushalt oder 
die Haushalte der Länder entstehen durch dieses Gesetz 
nicht. Durch die Ablösung der Regelungen des bisher gel- 
tenden Post- und Telekommunikationssicherstellungsgeset- 
zes und der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverord- 
nungen ergeben sich dagegen Einsparungen für den Bun- 


deshaushalt in Höhe von rund 690 000 Euro pro Jahr. Diese 
Einsparungen ergeben sich aus dem Wegfall der bisherigen 
Verpflichtung für Post- und Telekommunikationsunterneh- 
men, Schutzräume und eine betriebliche Katastrophen- 
schutzorganisation zu unterhalten und der damit verbunde- 
nen Entschädigungsverpfhchtung des Bundes. Bestehen 
bleiben für den Bund mögliche Ausgaben in einer Größen- 
ordnung von bis zu 1 00 000 Euro für Entschädigungen an 
Post- und Telekommunikationsunternehmen in dem Fall, 
wenn die Unternehmen zur Krisen- oder Katastrophen- 
bewältigung oder zu entsprechenden Übungszwecken auf 
Anordnung Experten zur Mitarbeit in Krisenstäben ab- 
stellen. 

9.2 Kosten für die Wirtschaft und Auswirkungen auf das 
Preisniveau 

Durch das Gesetz entstehen keine nennenswerten neuen 
Kosten für die Wirtschaft. Auswirkungen auf Einzelpreise 
und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, sind nicht zu erwarten. 

Die Anforderungen des Gesetzes an Post- und Telekommu- 
nikationsuntemehmen, bestimmte Postdienstleistungen oder 
Telekommunikationsdienste auch unter erschwerten Bedin- 
gungen aufrechtzuerhalten und für wichtige Aufgabenträger 
unter bestimmten Voraussetzungen vorrangig zu erbringen, 
sind im Grundsatz die selben, wie die nach bisherigem 
Sicherstellungsrecht. Für das Erbringen dieser Dienstleis- 
tungen unter erschwerten Bedingungen sind die in den all- 
gemein gehenden Tarifen vorgesehenen Entgehe zu zahlen. 
Die Anforderungen verursachen insofern keine neuen Kos- 
ten. 

Kostenverursachend sind lediglich solche Anforderungen, 
die von den Unternehmen Investitionen oder Aufwände zu- 
sätzlich zu den sonst im Rahmen der gewöhnlichen Ge- 
schäftstätigkeit anfallenden Kosten erfordern. Derartige An- 
forderungen enthält das Gesetz lediglich für den Telekom- 
munikationsbereich, wo für die Erfüllung bestimmter Ver- 
pflichtungen organisatorische und technische oder nur 
organisatorische Vorkehrungen auf Seiten einiger Unterneh- 
men erforderlich sind. Diese Vorkehrungen sind jedoch von 
vielen betroffenen Unternehmen zu einem nicht unerhebli- 
chen Teil schon auf Grund des bisherigen Rechts getroffen 
worden. Auf Grund der im Gesetz verankerten Umsetzungs- 
vorschriften kann zudem davon ausgegangen werden, dass 
neue Anforderungen, die technische Vorkehrungen erfor- 
dern, von den betroffenen Unternehmen kostengünstig um- 
gesetzt werden können, weil 

- sie im Rahmen allgemein erforderlicher Anpassungs- 
maßnahmen wie Softwareaktualisierang im Netz imple- 
mentiert werden und 

- die Bundesnetzagentur bei den von ihr nach dem Gesetz 
zu treffenden Festlegungen für diesen Bereich, unter Be- 
teiligung der betroffenen Verbände bestehende techni- 
sche Standards zu berücksichtigen und sachgerechte 
Umsetzungsfristen für die Implementierung von Funk- 
tionalitäten im Netz vorzugeben hat. 

Damit werden etwaige in der Regel teure Sonderentwick- 
lungen für den deutschen Markt vermieden. 

Um die Belastungen für die Wirtschaft auf das unbedingt er- 
forderliche Maß zu begrenzen und damit auch dem Aspekt 
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der Verhältnismäßigkeit Rechnung zu tragen, werden nicht 
alle Unternehmen verpflichtet, die im Gesetz festgelegten 
Dienstleistungen aufrechtzuerhalten, sondern lediglich sol- 
che Postuntemehmen, die die Postdienstleistungen bundes- 
weit erbringen, und solche Telekommunikationsuntemeh- 
men, die die Telekommunikationsdienstleistungen für mehr 
als 100 000 Teilnehmer erbringen. Dementsprechend ist da- 
von auszugehen, dass von den Verpflichtungen des Gesetzes 
im Postbereich ca. 35 Unternehmen und im Telekommuni- 
kationsbereich etwa 1 5 Unternehmen betroffen sein werden. 

9.3 Bürokratiekosten 

ln das Gesetz werden drei von 1 5 Informationspflichten aus 
dem bisherigen Recht (PTSG und der auf seiner Grundlage 
erlassenen Rechtsverordnungen) übernommen. Dies ent- 
spricht einer Reduzierung um rund 80 Prozent gegenüber 
bisher geltendem Recht. 

Da die drei verbleibenden Informationspflichten allesamt 
anlassbezogen sind und die mitzuteilenden Informationen 
den Adressaten der Informationspflicht bereits vorliegen, 
weil sie z. B. bei den Unternehmen auf Grund der gewöhnli- 
chen Geschäftstätigkeit anfallen, führen diese Pflichten zu 
keinen nennenswerten Belastungen sowohl bei den Unter- 
nehmen als auch bei den sonstigen Informationspflichtigen. 

Zwei weitere Informationspflichten sind neu. Sie haben In- 
formationen zum Gegenstand, die der Bundesnetzagentur 
auf Gmnd ihrer bisherigen Aufgaben im Bereich der Post- 
und Telekommunikationssicherstellung vorliegen und zur 
Gewährleistung eines geordneten Übergangs auf das neue 
Recht von der Bundesnetzagentur lediglich einmal an be- 
stimmte Aufgabenträger übermittelt werden müssen. Diese 
einmaligen Informationspflichten verursachen insofern 
keine nennenswerten Bürokratiekosten. 

9.4 Auswirkungen auf die Nachhaltigkeit 

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken 
der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung im Sinne 
der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Er beinhaltet Rege- 
lungen, die unter ökonomischen Gesichtspunkten ausgewo- 
gen sind und etwaige Belastungen für die Wirtschaft auf ein 
unbedingt erforderliches Minimum reduzieren. Die Rege- 
lungen des Entwurfs haben keine ökologischen Auswirkun- 
gen. Sie spielen unter sozialen Aspekten insofern eine wich- 
tige Rolle, als sie der Aufrechterhaltung einer Mindestver- 
sorgung mit grundlegenden Postdienstleistungen und Tele- 
kommunikationsdiensten in Krisensituationen dienen und 
somit wesentlich zur Funktionsfähigkeit des Gemeinwesens 
beitragen. 

10. Auswirkungen auf die Gleiehstellung von Männern 
und Frauen 

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen des Gesetzes 
sind entsprechend den Vorschriften des Bundesgleichstel- 
lungsgesetzes und der Vorgabe des § 2 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien anhand der Ar- 
beitshilfe der Interministeriellen Arbeitsgruppe „Gender- 
Mainstreaming bei der Vorbereitung von Rechtsvorschrif- 
ten“ geprüft worden. Die Vorschriften des Gesetzes sind 
entsprechend § 1 Absatz 2 Satz 1 des Bundesgleichstel- 
lungsgesetzes geschlechtergerecht formuliert worden. 


11. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 73 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (GG), da 
die Gesetzesvorschläge ausschließlich Regelungen zur Ver- 
sorgung mit grundlegenden Dienstleistungen auf dem Ge- 
biet des Postwesens und der Telekommunikation beinhalten 
oder Regelungen, die in einem engen sachlichen Zusam- 
menhang mit der ausschließlich dem Bund zugewiesenen 
Regelungsmaterie des Postwesens und der Telekommunika- 
tion stehen. Dass die Gesetzesvorschläge die Notfallvor- 
sorge betreffen und somit sowohl dem Zivil- als auch dem 
Katastrophenschutz dienen, hat keine Änderungen hinsicht- 
lich der Gesetzgebungskompetenz zur Folge. 

Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Sicherstellung von Post- 
dienstleistungen und Telekommunika- 
tionsdiensten in besonderen Fällen 
(Post- und Telekommunikationssicher- 
stellungsgesetz - PTSG)) 

Zu § 1 (Anwendungsbereich) 

Die hohe Bedeutung, die Postdienstleistungen und Tele- 
kommunikationsdiensten insbesondere in einer Informa- 
tionsgesellschaft zukommt - im Hinblick auf die Aufrecht- 
erhaltung der Staats- und Regierangsfunktionen, auf die 
Versorgung der Verwaltung und der Wirtschaft sowie die 
Unterstützung der Streitkräfte erfordert gesetzliche Rege- 
lungen für private Anbieter, um in besonderen Situationen 
eine Mindestversorgung mit den Postdienstleistungen und 
Telekommunikationsdiensten zu sichern, die aus dem Blick- 
winkel der staatlichen Notfallvorsorge wichtig sind. 

Das Gesetz soll nicht für alle Unternehmen gelten, die Post- 
dienstleistungen oder Telekommunikationsdienste erbrin- 
gen. Es soll nur für diejenigen gelten, die die in diesem 
Gesetz genarmten Postdienstleistungen oder Telekommuni- 
kationsdienste für die Öffentlichkeit nachhaltig, d. h. im 
Rahmen ihres üblichen Angebots über einen längeren Zeit- 
raum, erbringen. Des Weiteren sollen von dem Gesetz im 
Postbereich nur solche Unternehmen betroffen sein, die 
bundesweit die in dem Gesetz bezeichneten Postdienstleis- 
tungen erbringen und im Telekommunikationsbereich nur 
solche Unternehmen, die die im Gesetz genannten Telekom- 
munikationsdienste und Dienstleistungen für mehr als 
100 000 Teilnehmer erbringen. Die Beschränkungen sind 
aus Verhältnismäßigkeitsgründen geboten. Durch die Be- 
grenzung auf ein nachhaltiges Angebot wird klargestellt, 
dass ein vorübergehendes, an einen überschaubaren, engen 
zeitlichen Rahmen gebundenes Angebot (etwa im Rahmen 
von Sonderaktionen, z. B. Weihnachtsangebote) nicht dazu 
führt, dass ein Unternehmen unter den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes fällt. 

Zu § 2 (Postsicherstellungspflicht; Postbevorrechtigte) 

In Absatz 1 Satz 1 werden die Postdienstleistungen sowie 
die Sendungsformen bestimmt, die in den in § 1 Absatz 2 ge- 
narmten Fällen sichergestellt werden müssen für die Auf- 
rechterhaltung der Staats- und Regierangsfunktionen, für die 
Verwaltung, die Wirtschaft, die Katastrophenschutz-, 
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Zivilschutz- und Hilfsorganisationen sowie für die Streit- 
kräfte und Träger lebens- oder verteidigungswichtiger Auf- 
gaben. Sie orientieren sich weitgehend an den Postdienstleis- 
tungen, die nach dem Postgesetz in Verbindung mit der Post- 
Universaldienstleistungsverordnung als Universaldienst zu 
erbringen sind. Darüber hinaus werden die Postuntemehmen 
verpflichtet, die aufrechtzuerhaltenden Postdienstleistungen 
für postbevorrechtigte Kunden bei erheblichen Störungen 
der Versorgung mit Postdienstleistungen vorrangig zu er- 
bringen. 

Satz 2 verpflichtet Postunternehmen, diejenigen Annahme- 
stellen in angemessenem Umfang aufrechtzuerhalten, die 
erforderlieh sind, um die sicherzustellenden Postdienstleis- 
tungen zu erbringen. 

Absatz 2 berücksichtigt generell, dass das gewöhnliche 
Aufkommen an Postsendungen die Leistungsfähigkeit der 
Unternehmen in Notsituationen, in Krisen oder im Span- 
nungs- oder Verteidigungsfall unter Umständen (z. B. auf 
Grund von durch Schäden verringerten Kapazitäten) um ein 
Vielfaches übersteigen kann. Um lebens- oder verteidi- 
gungswichtige Aufgaben bewältigen zu können, muss in 
solchen Situationen bestimmten Aufgabenträgem Vorrang 
bei der Inanspruchnahme von Postdienstleistungen einge- 
räumt werden können. 

Satz 1 legt die Postbevorrechtigten fest. Unter den Num- 
mern 1 bis 5 werden die Stellen bezeichnet, die bekannter- 
maßen erforderlich sind für die Aufrechterhaltung der Staats- 
und Regiemngsfunktionen, für die Bewältigung von Not- 
fällen, für die Verteidigung sowie für die Versorgung der 
Wirtschaft. Mit der Vorschrift unter Nummer 6 wird darüber 
hinaus die Möglichkeit eröffnet, weitere Postkunden zu be- 
vorrechtigen, sofern sie Träger lebens- oder verteidigungs- 
wichtiger Aufgaben sind und ihnen deswegen von einer 
Behörde des Bundes, der Länder, der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände eine entsprechende Bescheinigung ausge- 
stellt wird. Eine derartige Bescheinigung kann sinnvoller- 
weise nur von derjenigen Bundes-, Landes- oder Kommunal- 
behörde ausgestellt werden, die den zu bevorrechtigenden 
Postkunden als Aufgabenträger für die Wahrnehmung lebens- 
oder verteidigungswichtiger Aufgaben im Rahmen ihrer Vor- 
sorgeplanungen vorgesehen hat oder wenn ein Aufgabenträ- 
ger derartige Aufgaben zu erfüllen hat und in die fachliche 
Zuständigkeit der Behörde fällt. Dabei werden als potenzielle 
Inhaber einer solchen Bescheinigung vor allem die bisher 
nach der Postsicherstellungsverordnung Bevorrechtigten, 
wie etwa Banken oder Kreditinstitute, sein. Die bereits nach 
bisherigem Recht geforderte Bescheinigung wird beibehal- 
ten, weil sie dazu führt, dass den Postuntemehmen keine in 
der Praxis nicht umsetzbare PrüfVerpflichtung auferlegt 
wird, ob jemand lebens- oder verteidigungswichtige Aufga- 
ben wahrzunehmen hat und hierzu in den Fällen des § 1 
Absatz 2 auf bevorrechtigte Versorgung angewiesen ist, son- 
dern diese Feststellung nach wie vor von der jeweils fachlich 
zuständigen Behörde für ihren Bereich erforderlichenfalls 
getroffen und bescheinigt wird. 

Satz 2 legt fest, dass die Bescheinigung höchstens zehn 
Jahre gültig ist. Dadurch wird erreicht, dass die Vorausset- 
zungen für die Erteilung der Bescheinigung alle zehn Jahre 
überprüft werden und bei Wegfall der Voraussetzungen eine 
unberechtigte Inanspmchnahme der Postbevorrechtigung 
nicht zeitlich unbegrenzt möglich ist. Die Festlegung auf 


zehn Jahre erscheint sachgerecht und ist auch im Hinblick 
auf den Verwaltungsaufwand vertretbar, der für die zustän- 
digen Stellen mit der Überprüfung der Voraussetzungen und 
der gegebenenfalls erforderlichen Ausstellung einer neuen 
Bescheinigung verbunden ist. 

Zu § 3 (Umsetzung der Postbevorrechtigung) 

Unabdingbare Voraussetzung für eine funktionsfähige be- 
vorrechtigte Inanspmchnahme und für ein funktionierendes 
vorrangiges Erbringen von Postdienstleistungen ist die Fest- 
legung eines eindeutigen Verfahrens, nach dem sich alle Be- 
teiligten, d. h. die Postuntemehmen und die Postbevorrech- 
tigten, richten müssen. 

Satz 1 verpflichtet die Postbevorrechtigten, ihre Sendungen, 
die vorrangig befördert werden sollen, als Vorrangpost nach 
Vorgaben des in Anspmch genommenen Unternehmens zu 
kennzeichnen, damit in allen Phasen der Sendungsbearbei- 
tung durch das Postuntemehmen erkennbar ist, dass es sich 
um vorrangig zu befördernde Sendungen handelt. Nach 
Satz 2 sind alle Postbevorrechtigten verpflichtet, ihre Post- 
bevorrechtigung bei der Einlieferang von Sendungen, die 
mit Vorrang befördert werden sollen, nachzuweisen, um ei- 
ner unberechtigten Inanspmchnahme des Vorrangs vorzu- 
beugen. Postkunden, die nicht Postbevorrechtigte nach § 2 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5 sind, legen dazu die Bescheini- 
gung über die Wahrnehmung lebens- oder verteidigungs- 
wichtiger Aufgaben vor. 

Zu § 4 (Unterstützung der Feldpost) 

Die Vorschrift verpflichtet alle unter den Anwendungsbe- 
reich des Gesetzes fallenden Postunternehmen, die von der 
Bundeswehr betriebene Postversorgung ihrer Angehörigen 
und Einheiten im Einsatz (Feldpost) zu unterstützen und in 
diesem Rahmen jeder Person die Möglichkeit zu bieten, 
Feldpostsendungen einzuliefem und zu empfangen. Sie ver- 
pflichtet Postuntemehmen, eingelieferte Feldpostsendungen 
zu befördern und mit der auf den Sendungen angegebenen 
Feldpostleitstelle der Bundeswehr auszutauschen. Die Bun- 
deswehr kann darüber hinaus mit Postuntemehmen verein- 
baren, dass das Unternehmen die Feldpost durch Fachperso- 
nal sowie durch postspezifisches Ge- und Verbrauchsmate- 
rial unterstützen soll und in welchem Umfang diese erfolgen 
soll. Die Vorschrift entspricht damit im Kem der bisherigen 
Regelung des Post- und Telekommunikationssicherstel- 
lungsgesetzes in Verbindung mit der Feldpostverordnung. 
Der Verpflichtetenkreis ist jedoch nicht mehr auf die Deut- 
sche Post AG besehränkt, sondern umfasst alle Postunter- 
nehmen, die die im Gesetz genarmten Postdienstleistungen 
im Rahmen ihrer gewöhnlichen Geschäftstätigkeit bundes- 
weit anbieten. 

Zu § 5 (Telekommunikationssicherstellungspflicht) 

In Satz 1 werden die Telekommunikationsdienste bestimmt, 
die in den in § 1 Absatz 2 genannten Fällen sichergestellt 
werden müssen für die Aufrechterhaltung der Staats- und 
Regiemngsfunktionen, für die Verwaltung, die Wirtschaft, 
die Katastrophenschutz-, Zivilschutz- und Hilfsorganisa- 
tionen sowie für die Streitkräfte und Träger lebens- oder 
verteidigungswichtiger Aufgaben. Satz 2 verpflichtet Tele- 
kommunikationsuntemehmen, die Anschlüsse bereitstellen, 
die für das Aufrechterhalten der sicherzustellenden Tele- 
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kommunikationsdienste erforderlich sind oder die Über- 
tragungswege bereitstellen, diese Dienstleistungen aufrecht- 
zuerhalten. Satz 3 bestimmt, dass die Telekommunikations- 
Unternehmen, die Übertragungswege mit höheren Daten- 
übertragungsraten als 50 Mbit/s bereitstellen, ihre Verpflich- 
tung nach Satz 2 erfüllt haben, wenn sie die Bereitstellung 
von Übertragungswegen mit einer Datenübertragungsrate 
von mindestens 50 Mbit/s aufrechterhalten. Höhere Daten- 
übertragungsraten sind nicht zur verpflichtenden Mindest- 
versorgung im Sinne dieses Gesetzes zu zählen. Von der Be- 
stimmung des Satzes 2 sind auch die bisher gesondert gere- 
gelten Übertragungswege zur Übermittlung von Ton- und 
Femsehsignalen erfasst. 

Zu § 6 (Telekommunikationsbevorrechtigung) 

Die Vorschrift berücksichtigt generell, dass in Notsituatio- 
nen, in Krisen oder im Spannungs- oder Verteidigungsfall 
mit einem Telekommunikationsaufkommen zu rechnen ist, 
das deutlich höher als das normale Aufkommen sein kann 
und dass die Leistungsfähigkeit der Netze, insbesondere im 
Mobilfunk, durch den Ausfall technischer Komponenten 
geschwächt sein kann. Sie berücksichtigt ferner, dass die 
personellen Ressourcen der Unternehmen in diesen beson- 
deren Fällen gemindert oder anders als im Normalfall ge- 
bunden sein körmen. Um lebens- oder verteidigungswich- 
tige Aufgaben bewältigen zu können, muss in solchen Situ- 
ationen bestimmten Aufgabenträgem Vorrang bei der Inan- 
spmchnahme bestimmter Telekommunikationsdienste und 
Dienstleistungen eingeräumt werden können. 

Absatz 1 Satz 1 verpflichtet daher die Telekommunikations- 
Unternehmen, die Anschlüsse, die für die sicherzustellenden 
Telekommunikationsdienste erforderlich sind, und Übertra- 
gungswege für Telekommunikationsbevorrechtigte unver- 
züglich und vorrangig bereitzustellen sowie unverzüglich 
und vorrangig zu entstören. Satz 2 knüpft die Umsetzung 
der gmndsätzlichen Verpflichtung für die Unternehmen, 
Verbindungen im Mobilfunk auch für die Inansprachnahme 
von Datenübermittlungsdiensten für Telekommunikations- 
bevorrechtigte vorrangig hersteilen zu können, sachlich und 
zeitlich an die Veröffentlichung von entsprechenden Festle- 
gungen durch die Bundesnetzagentur in ihrem Amtsblatt. 
Satz 3 verpflichtet die Bundesnetzagentur, bei ihren Festle- 
gungen internationale technische Standards zu berücksichti- 
gen und die betroffenen Verbände zu beteiligen. 

Absatz 2 Satz 1 legt die Telekommunikationsbevorrechtig- 
ten fest. Unter den Nummern 1 bis 8 werden die Stellen be- 
zeichnet, die bekarmtermaßen erforderlich sind für die Auf- 
rechterhaltung der Staats- und Regierangsfunktionen, für 
die Bewältigung von Notfällen, für die Verteidigung sowie 
für die Versorgung der Wirtschaft. Mit der Vorschrift unter 
Nummer 9 wird darüber hinaus die Möglichkeit eröffnet, 
weitere Teilnehmer zu bevorrechtigen, sofern sie Träger le- 
bens- oder verteidigungswichtiger Aufgaben sind und ihnen 
deswegen von einer Behörde des Bundes, der Länder, der 
Gemeinden oder Gemeindeverbände eine entsprechende 
Bescheinigung ausgestellt wird. Als potenzielle Inhaber von 
Bescheinigungen kommen hier in Betracht z. B. Betreiber 
von kritischen Infrastrukturen, wie etwa Energieversorger 
oder Wasserver- und Entsorgungsuntemehmen, Banken und 
Sparkassen, Postuntemehmen oder auch andere Telekom- 
munikationsuntemehmen, die ihrerseits auf die genannten 


Dienstleistungen angewiesen sind. Eine derartige Beschei- 
nigung kann sinnvollerweise nur von derjenigen Bundes-, 
Landes- oder Kommunalbehörde ausgestellt werden, die 
den zu bevorrechtigenden Teilnehmer als Aufgabenträger 
für die Wahrnehmung lebens- oder verteidigungswichtiger 
Aufgaben im Rahmen ihrer Vorsorgeplanungen vorgesehen 
hat oder wenn ein Aufgabenträger derartige Aufgaben zu er- 
füllen hat und in die fachliche Zuständigkeit der Behörde 
fällt. Die bereits nach bisherigem Recht geforderte Beschei- 
nigung wird beibehalten, weil sie dazu führt, dass den Tele- 
kommunikationsuntemehmen keine in der Praxis nicht 
umsetzbare Prüfverpflichtung auferlegt wird, ob jemand le- 
bens- oder verteidigungswichtige Aufgaben wahrzunehmen 
hat und hierzu in den Fällen des § 1 Absatz 2 auf bevorrech- 
tigte Versorgung angewiesen ist, sondern diese Feststellung 
nach wie vor von der jeweils fachlich zuständigen Behörde 
für ihren Bereich erforderlichenfalls getroffen und beschei- 
nigt wird. 

Satz 2 legt fest, dass die Bescheinigung höchstens zehn 
Jahre gültig ist. Dadurch wird erreicht, dass die Vorausset- 
zungen für die Erteilung der Bescheinigung alle zehn Jahre 
überprüft werden und bei Wegfall der Voraussetzungen eine 
unberechtigte Inanspruchnahme der Telekommunikations- 
bevorrechtigung nicht zeitlich unbegrenzt möglich ist. Die 
Festlegung auf zehn Jahre erscheint sachgerecht und ist 
auch im Hinblick auf den Verwaltungsaufwand vertretbar, 
der für die zuständigen Stellen mit der Überprüfung der Vo- 
raussetzungen und der gegebenenfalls erforderlichen Aus- 
stellung einer neuen Bescheinigung und für die Telekom- 
munikationsunternehmen mit der Fristüberwachung und der 
gegebenenfalls erforderlichen Aufhebung der getroffenen 
Vorkehrungen verbunden ist. 

Zu § 7 (Umsetzung der Telekommunikations- 
bevorrechtigung) 

Unabdingbare Voraussetzung für eine funktionierende vor- 
rangige Bereitstellung und Entstörung von Anschlüssen und 
Übertragungswegen sowie für eine funktionierende bevor- 
rechtigte Inanspruchnahme von Telekommunikationsdiens- 
ten sind Vorgaben, nach denen sich alle Beteiligten, d. h. so- 
wohl die Telekommunikationsbevorrechtigten als auch die 
Telekommunikationsunteraehmen, bei der Umsetzung der 
Telekommunikationsbevorrechtigung richten müssen. Die 
Vorschrift regelt deshalb die mit der Umsetzung verbunde- 
nen Pflichten der Telekommunikationsbevorrechtigten auf 
der einen Seite sowie der Telekommunikationsunteraehmen 
auf der anderen Seite und räumt darüber hinaus den Tele- 
kommunikationsuntemehmen das Recht ein, erforderlichen- 
falls die Dauer oder die Datenübertragungsrate von nicht 
vorrangigen Mobilfunkverbindungen, ausgenommen Ver- 
bindungen zu den Notrufnummem 110 und 1 12, in erforder- 
lichem Umfang zu begrenzen. 

Mit Absatz 1 Satz 1 wird vorgeschrieben, dass Telekommu- 
nikationsbevorrechtigte den Telekommunikationsunterneh- 
men, mit denen sie einen Vertrag über Telefonanschlüsse 
und Übertragungswege haben, rechtzeitig und im Voraus 
diejenigen Anschlüsse und Übertragungwege mitteilen 
müssen, die erforderlichenfalls vorrangig entstört werden 
sollen sowie für welche Mobilfunkanschlüsse vorrangige 
Verbindungen in Anspruch genommen werden sollen. 
Satz 2 verpflichtet die Telekommunikationsbevorrechtigten 
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nach § 6 Absatz 2 Nummer 9, ihre Bevorrechtigung durch 
Vorlage der Bescheinigung über die Wahrnehmung lebens- 
oder verteidigungswichtiger Aufgaben nachzuweisen. Da 
die übrigen nach § 6 Absatz 2 Bevorrechtigten von Gesetzes 
wegen auf Grund ihrer Aufgaben bevorrechtigt sind, müs- 
sen die in ihrem Auftrag handelnden Personen lediglich 
nachweisen, dass sie im Namen des jeweiligen Bevorrech- 
tigten handeln. Dies kann bei Behörden z. B. durch Abdruck 
des Dienststempels unter dem Text des Behördenschreibens 
neben der Unterschrift der zeichnungsbefugten Person er- 
folgen. 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet die Telekommunikationsunter- 
nehmen, für die Umsetzung der Telekommunikationsbevor- 
rechtigung unverzüglich Vorkehrungen zu treffen. Das kön- 
nen je nach Fall organisatorische, aber auch organisatori- 
sche und zusätzlich technische Vorkehrungen sein, die für 
die Herstellung von vorrangigen Verbindungen für Mobil- 
funkanschlüsse erforderlich sind. Satz 2 regelt, unter wel- 
chen Voraussetzungen die getroffenen Vorkehrungen wieder 
aufzuheben sind. Satz 3 verpflichtet die Unternehmen, die 
Telekommunikationsbevorrechtigten unverzüglich zu infor- 
mieren, sobald die Vorkehrungen abgeschlossen oder aufge- 
hoben sind. 

Absatz 3 Satz 1 räumt den Telekommunikationsuntemeh- 
men das Recht ein, erforderlichenfalls die Dauer oder die 
Datenübertragungsrate von nicht vorrangigen Mobilfunk- 
verbindungen in erforderlichem Umfang zu begrenzen. 
Satz 2 stellt klar, dass Verbindungen zu den Notrufnummem 
110 und 112 von dieser Einschränkungsmöglichkeit ausge- 
nommen sind. 

Zu § 8 (Auskunfts- und Mitwirkungspflichten) 

Durch Absatz 1 Satz 1 werden Postuntemehmen und Tele- 
kommunikationsunternehmen verpflichtet, der Bundesnetz- 
agentur Fragen zu beantworten, die es der Bundesnetz- 
agentur ermöglichen, im Rahmen ihrer Kontroll- und 
Durchsetzungsbefugnisse nach § 10 zu überprüfen, ob Ver- 
pflichtungen aus dem Gesetz erfüllt werden. Satz 2 verweist 
auf die Vorschrift des § 55 StPO, die ein Auskunftsverwei- 
gerungsrecht hinsichtlich solcher Fragen enthält, deren Be- 
antwortung den Auskunftspflichtigen oder dessen Angehö- 
rige der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Ver- 
fahrens nach dem Ordnungswidrigkeitsgesetz aussetzen 
würde. Der Auskunftspflichtige soll vom Staat nicht in eine 
Konfliktlage gebracht werden, in der er sich selbst strafba- 
rer Handlungen oder anderer rechtswidriger Handlungen 
bezichtigen muss oder in Versuchung kommt, durch Falsch- 
aussagen ein neues Delikt zu begehen oder wegen seines 
Schweigens in Gefahr kommt, Zwangsmitteln unterworfen 
zu werden. Die Vorschrift trägt damit der ständigen Recht- 
sprechung des Bundesverfassungsgerichts Rechnung, das 
den Schutz vor einem Zwang zur Selbstbezichtigung als 
Teil des allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Artikel 2 
Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 1 Absatz 1 GG aner- 
kannt hat. 

Absatz 2 räumt dem Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie das Recht ein, gegenüber den Postuntemehmen 
und den Telekommunikationsuntemehmen anzuordnen, dass 
sie in den Fällen des § 1 Absatz 2 und bei Vorsorgeplanun- 
gen und Übungen in Arbeitsstäben mitwirken sowie das 
hierfür erforderliche Personal zur Verfügung stellen. Dies ist 


erforderlich, weil eine wirkungsvolle und sachgerechte Be- 
wältigung von Notsituationen wie Naturkatastrophen, Kri- 
sen, ein Spannungs- oder Verteidigungsfall, die erhebliche 
Auswirkungen auf die Versorgung mit Postdienstleistungen 
oder Telekommunikationsdiensten haben, nur darm möglich 
ist, wenn hierzu Fachleute aus den jeweiligen Unternehmen 
eingesetzt werden können, die über die erforderlichen 
Kenntnisse verfügen. Es muss daher möglich sein, solche 
Kräfte in Krisen- und Arbeitsstäbe zu berufen. Darüber hi- 
naus ist die Mitwirkung der Unternehmen an Vorsorgepla- 
nungen für den Postbereich und den Telekommunikations- 
bereich ebenso notwendig wie ihre Beteiligung an Übungen, 
bei denen die Anwendbarkeit und Wirksanrkeit der geplan- 
ten Vorsorgemaßnahmen überprüft werden können. 

Zu § 9 (Entgelte; Entschädigung) 

Absatz 1 Satz 1 sieht für jeden Anschluss und Übertra- 
gungsweg, für den ein Telekommunikationsuntemehmen 
Vorkehmngen getroffen hat, um im Bedarfsfall den An- 
schluss oder Übertragungsweg vorrangig entstören zu kön- 
nen, die Zahlung eines einmaligen Entgelts in Höhe von 
100 Euro und für jeden Mobilfunkanschluss, für den das 
Unternehmen zusätzlich technische Vorkehmngen getroffen 
hat, um vorrangige Verbindungen herstellen zu können, die 
Zahlung eines zusätzlichen einmaligen Entgelts in Höhe 
von 50 Euro vor. Damit sollen die Unternehmen für den 
Aufwand pauschal entschädigt werden, der ihnen durch die 
Vorkehmngen je Anschluss oder Übertragungsweg entsteht. 
Satz 2 stellt klar, dass mit dem einmaligen Entgelt alle An- 
sprüche des Unternehmens abgegolten sind. Die Sätze 1 
und 2 haben somit auch einen gewollt begrenzenden Cha- 
rakter. Durch die Regelungen sind für die Telekommunika- 
tionsuntemehmen alle Entgeltansprüche abgegolten, so dass 
sie keine weiteren Entgelte z. B. für die Inanspmchnahme 
der getroffenen Vorkehmngen, für deren Aufhebung oder 
für die in diesem Zusammenhang anfallenden Verwaltungs- 
tätigkeiten erheben dürfen. Gleichzeitig werden die Tele- 
kommunikationsbevorrechtigten auf Gmnd des zu zahlen- 
den Entgelts dazu angeregt, nicht mehr Vorkehmngen tref- 
fen zu lassen als sie unbedingt benötigen. Die Vorschrift bil- 
det zudem eine sichere finanzielle Planungsgmndlage 
sowohl für die Telekommunikationsbevorrechtigten als 
auch für die verpflichteten Telekommunikationsunterneh- 
men. Satz 3 dient der Klarstellung für den Fall, dass dem 
Unternehmen eine neue Bescheinigung über die Wahrneh- 
mung lebens- oder verteidigungswichtiger Aufgaben erst 
nach Ablauf der Frist nach § 6 Absatz 2 Satz 2 vorgelegt 
wird und das Unternehmen in der Zwischenzeit bestehende 
Vorkehmngen bei einem Anschluss oder Übertragungsweg 
pflichtgemäß aufgehoben hat. Satz 4 stellt klar, dass außer- 
halb der Entgeltregelung liegende Entgelttatbestände, wie 
z. B. anfallende Verbindungsentgelte, von der Vorschrift 
nicht berührt werden. 

Absatz 2 regelt eine pauschale Entschädigung der Post- und 
Telekommunikationsuntemehmen durch den Bund, sofern 
deren Mitwirkung in Arbeitsstäben in den Fällen des § 1 
Absatz 2, bei Vorsorgeplanungen oder Übungen nach § 8 
Absatz 2 angeordnet wurde und sie hierfür Fachpersonal zur 
Verfügung gestellt haben. Die Entschädigung orientiert sich 
an den Entschädigungsvorschriften des Justizvergütungs- 
und -entschädigungsgesetzes (JVEG) für Tätigkeiten von 
Sachverständigen im Bereich elektrotechnische Anlagen und 
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Geräte (Honorargruppe 5 des § 9 Absatz 1 Satz 1 JVEG). 
Das in Arbeitsstäben mitwirkende Fachpersonal besitzt in der 
Regel die Qualifikation eines Sachverständigen der Honorar- 
gruppe 5 und erbringt entsprechende Tätigkeiten. 

Zu § 10 (Kontrolle und Durchsetzung von 
Verpflichtungen) 

Die Vorschrift orientiert sich im Grundsatz an einer ähnli- 
chen Regelung in § 115 des Telekommunikationsgesetzes. 

Absatz 1 Satz 1 weist der Bundesnetzagentur die Zuständig- 
keit zu, die Erfüllung der Verpflichtungen aus dem Gesetz 
durch die verpflichteten Postunternehmen und Telekommu- 
nikationsuntemehmen wegen der fachlichen Nähe zur gere- 
gelten Materie zu kontrollieren und erforderlichenfalls 
durchzusetzen. Durch Satz 2 werden der Bundesnetzagentur 
die für die Kontrolle erforderlichen Rechte eingeräumt. 
Satz 3 verpflichtet auf der anderen Seite die Unternehmen, 
der Bundesnetzagentur die Kontrolle in der in Satz 2 be- 
schriebenen Art zu ermöglichen. 

ln Absatz 2 werden Beträge festgelegt, bis zu deren Höhe 
die Bundesnetzagentur Zwangsgelder nach Maßgabe des 
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes festsetzen kann, um die 
Einhaltung bestimmter grundlegender Verpflichtungen 
durchzusetzen. Die Höhe der Beträge richtet sich nach der 
Bedeutung der durchzusetzenden Vorschriften. 

Zu § 11 (Bußgeldvorschriften) 

Die Möglichkeit, Verstöße gegen bestehende Rechtspflich- 
ten zu sanktionieren, stellt allgemein ein Instrument dar, das 
grundsätzlich geeignet ist, die Bereitschaft zu stärken, Ver- 
pflichtungen nachzukommen. Dadurch, dass Verstöße ge- 
gen bestimmte Pflichten als Ordnungswidrigkeit eingestuft 
werden, wird auch die Bedeutung erkennbar, die den Pflich- 
ten im Hinblick auf die damit verfolgten Ziele beigemessen 
wird. 

Absatz 1 enthält einen Katalog von Ordnungswidrigkeitstat- 
beständen, deren Reihenfolge der Nummerierung des Ge- 
setzes entspricht. 

Absatz 2 regelt die Höhe des Bußgeldes. Der gewählte Rah- 
men orientiert sich an dem Rahmen in vergleichbaren 
Sicherstellungsgesetzen, z. B. § 19 des Wirtschaftssicher- 
stellungsgesetzes, § 15 des Energiesicherungsgesetzes 1975 
oder § 13 des Verkehrsleistungsgesetzes. 

Durch Absatz 3 wird bestimmt, dass die Bundesnetzagentur 
als Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 
Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten für die 
Verfolgung und Ahndung von Verstößen gegen die Buß- 
geldvorschriften zuständig ist. Dies ist auf Grund der fach- 
lichen Nähe und ähnlicher Kompetenzen nach dem Tele- 
kommunikationsgesetz sachgerecht. 

Zu § 12 (Übergangsvorschriften) 

Durch Absatz 1 Satz 1 wird für den Postbereich klargestellt, 
dass die Bescheinigungen über die Vorrangpostbevorrechti- 
gung, die bisher auf Grund der Postsicherstellungsverord- 
nung von der Bundesnetzagentur ausgestellt wurden, für 
eine Übergangszeit ihre Gültigkeit behalten. Die Über- 
gangszeit soll mit dem Ablauf des zweiten auf das Inkraft- 
treten des Gesetzes folgenden Jahres enden. Satz 2 ver- 


pflichtet die Bundesnetzagentur, die betroffenen Postkun- 
den sowie die nach Landesrecht zuständigen Behörden, die 
diesen Postkunden bestätigt haben, dass sie lebens- oder 
verteidigungswichtige Aufgaben zu erfüllen haben, inner- 
halb des Zeitraums bis zum Ende des elften Monats, der auf 
das Inkrafttreten des Gesetzes folgt, über die Übergangsfrist 
und das in diesem Gesetz vorgesehene neue Verfahren zu 
informieren. Die bisher auf der Grundlage der Bestätigung 
einer nach Landesrecht zuständigen Behörde bevorrechtig- 
ten Postkunden erhalten damit ausreichend Zeit, sich eine 
nach diesem Gesetz vorgesehene neue Bescheinigung über 
die Wahrnehmung lebens- oder verteidigungswichtiger Auf- 
gaben von der zuständigen Behörde ausstellen zu lassen. 
Satz 3 regelt die Vernichtung der Datenbestände und Unter- 
lagen, die bei der Bundesnetzagentur auf Grund der ihr zu- 
gewiesenen Aufgaben nach § 5 Absatz 2 Satz 2 bis 4 der 
Postsicherstellungsverordnung geführt werden, nach der 
Übergangszeit. Die Vorschrift trägt damit den Belangen des 
Datenschutzes Rechnung und ermöglicht der Bundesnetz- 
agentur durch die Aufbewahrung der Datenbestände und 
Akten während der Übergangszeit, erforderlichenfalls zur 
Klärung von streitigen Sachverhalten in diesem Bereich bei- 
zutragen. 

Absatz 2 Satz 1 setzt für den Telekommunikationsbereich 
den Zeitpunkt fest, zu dem die Vorrechte, die bestimmten 
Stellen und Aufgabenträgem bisher nach der Telekommuni- 
kations-Sicherstellungs- Verordnung (TKSiV) eingeräumt 
sind, nach einem Übergangszeitraum enden, sofern diese 
Stellen und Aufgabenträger nicht nach diesem Gesetz wei- 
terhin zu dem Kreis der Bevorrechtigten gehören. Satz 2 
verpflichtet die Bundesnetzagentur, die von ihr vergebenen 
Registrierungsnummem derjenigen bevorrechtigten Stellen 
und Aufgabenträger den betroffenen Telekommunikations- 
unternehmen mitzuteilen, die nicht in § 6 Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 bis 8 bezeichnet sind. Dies ist erforderlich, damit 
die auf Grund der bisher eingeräumten Vorrechte bei den 
Unternehmen getroffenen Vorkehrungen nach Ablauf der in 
Satz 1 festgelegten Übergangsfrist von den Unternehmen 
aufgehoben werden können. Satz 3 regelt die Vernichtung 
der Datenbestände und Unterlagen, die bei der Bundesnetz- 
agentur auf Gmnd der ihr zugewiesenen Aufgaben nach § 6 
TKSiV geführt werden, nach der in Satz 1 festgelegten 
Übergangszeit. Die Vorschrift trägt damit den Belangen des 
Datenschutzes Rechnung und ennöglicht der Bundesnetz- 
agentur durch die Aufbewahrung der Datenbestände und 
Unterlagen während der Übergangszeit, erforderlichenfalls 
zur Klärung von streitigen Sachverhalten in diesem Bereich 
beizutragen. 

Absatz 3 Satz 1 legt eine Frist für die Aufhebung aller bis- 
her getroffenen technischen Vorkehrungen zur Einräumung 
von Vorrechten bei Festnetzanschlüssen fest. Unter techni- 
schen Vorkehrungen in diesem Zusammenhang sind Vor- 
kehmngen zu verstehen, die es ermöglichen, vorrangige 
Verbindungen von bestimmten Anschlüssen telekommuni- 
kationsbevorrechtigter Teilnehmer herzustellen. Satz 2 legt 
eine Frist fest, ab der die Telekommunikationsuntemehmen 
auch die organisatorischen Vorkehrungen für diese Fest- 
netzanschlüsse aufzuheben haben, sofern die Vorkehrungen 
nicht Festnetzanschlüsse von Telekommunikationsbevor- 
rechtigten betreffen, die nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Num- 
mer 1 bis 8 weiterhin bevorrechtigt sind, oder wenn eine 
Bescheinigung nach § 6 Absatz 1 Satz 1 Nummer 9 über die 
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Wahrnehmung lebens- oder verteidigungswichtiger Aufga- 
ben nicht rechtzeitig vor Ablauf der in Satz 1 festgelegten 
Frist vorgelegt wurde. Satz 3 stellt klar, dass die Mittei- 
lungspflicht nach § 7 Absatz 1 Nummer 1, welche An- 
schlüsse vorrangig entstört werden sollen, für die bisher be- 
vorrechtigten Festnetzanschlüsse nicht erforderlich ist, weil 
auf Grund der bestehenden vorrangigen Entstörungspflicht 
für diese Anschlüsse nach § 4 Absatz 1 Satz 1 in Verbin- 
dung mit § 2 Satz 1 Nummer 7 TKSiV die hierfür erforder- 
lichen Vorkehrungen bereits getroffen sein müssen. Satz 4 
stellt klar, dass die Vorgaben des Satzes 2 nicht gelten, wenn 
der betreffende Festnetzanschluss gekündigt wird. 

Absatz 4 Satz 1 Buchstabe a legt eine Frist fest, bis zu deren 
Ablauf Telekommunikationsuntemehmen die bisher bei 
Mobilfunkanschlüssen der nach § 4 Absatz 1 TKSiV bevor- 
rechtigten Stellen getroffenen technischen und organisato- 
rischen Vorbereitungsmaßnahmen zur Einräumung von Vor- 
rechten zunächst bestehen zu lassen haben. Des Weiteren 
wird in Satz 1 Buchstabe a bestimmt, dass die Telekommu- 
nikationsuntemehmen die getroffenen technischen und or- 
ganisatorischen Vorbereitungsmaßnahmen nach Ablauf der 
Frist unverzüglich aufzuheben haben, sofern die nach der 
TKSiV bevorrechtigten Stellen nicht nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 bis 8 dieses Gesetzes weiterhin bevor- 
rechtigt sind oder eine Bescheinigung nach § 6 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 9 über die Wahrnehmung lebens- oder ver- 
teidigungswichtiger Aufgaben nicht rechtzeitig vor Ablauf 
der Frist vorgelegt wurde. Satz 1 Buchstabe b legt fest, bis 
wann Telekommunikationsuntemehmen die bisher bei 
Mobilfunkanschlüssen der nach § 5 Absatz 1 TKSiV bevor- 
rechtigten Aufgabenträger getroffenen technischen und or- 
ganisatorischen Vorbereitungsmaßnahmen zur Einräumung 
von Vorrechten bestehen zu lassen haben. Satz 2 stellt klar, 
dass die Vorgaben des Satzes 1 nicht gelten, wenn der be- 
treffende Mobilfunkanschluss gekündigt wird. 

Absatz 5 verpflichtet die Bundesnetzagentur, die betroffe- 
nen Aufgabenträger sowie die Bundes- und Landesbehör- 
den, die diese Aufgabenträger für die Einräumung von Vor- 
rechten bei der Inansprachnahme von Telekommunikations- 
dienstleistungen gemäß § 5 Absatz 1 der Telekommunika- 
tions-Sicherstellungs- Verordnung benannt haben, innerhalb 
des Zeitraums bis zum Ende des elften Monats, der auf das 
Inkrafttreten des Gesetzes folgt, über die Bestimmungen der 
Absätze 2 bis 4 und über die in diesem Gesetz vorgesehenen 
neuen Verfahren nach § 6 Absatz 2 Satz 1 Nummer 9 und 
§ 7 Absatz 1 und 2 zu informieren. 


Zu Artikel 2 (Folgeänderungen) 

Durch Nummer 1 wird in der Sicherheitsüberprüfüngsfest- 
stellungsverordnung (SÜFV) der Wortlaut des § 10 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 in Einklang mit den Vorschriften dieses 
Gesetzes gebracht. 

Nummer 2 beinhaltet die Anpassung des Wehrpflichtgeset- 
zes als Folge des Außerkrafttretens des PTSG vom 14. Sep- 
tember 1994 in der zuletzt geltenden Fassung zum Zeit- 
punkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes. 


Zu Artikel 3 (Änderung des Telekommunikations- 
gesetzes) 

Zu den Nummern 1 bis 3 

(Inhaltsübersicht, § 3 Nummer 12b, § 9a TKG) 

Mit Blick auf die Entscheidung des Europäischen Gerichts- 
hofes vom 3. Dezember 2009 (RS C-424/07) werden die 
Regelung über die Reguliemng neuer Märkte (§ 9a TKG) 
und die entsprechende Legaldefmition (§ 3 Nummer 12b 
TKG) aufgehoben. 

Zu Nummer 4 
Zu Buchstabe a 

Zu Doppelbuchstabe aa 

(§112 Absatz 1 Satz 2 - neu - TKG) 

Durch den neuen Satz 2 wird geregelt, dass ein nach § 112 
Absatz 1 Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes verpflich- 
tetes Unternehmen, das Telekommunikationsdienste für die 
Öffentlichkeit erbringt, seiner Verpflichtung, Kundenda- 
teien für den automatisierten Abmf von Kundendaten durch 
die Bundesnetzagentur vorzuhalten, auch dadurch nach- 
kommen kann, dass es einen Dritten beauftragt, diese Datei 
zu führen. Dabei werden die Vorschriften des § 1 1 des Bun- 
desdatenschutzgesetzes über die Auftragsdatenverarbeitung 
uneingeschränkt angewendet. Mit der Vorschrift wird die 
seit einigen Jahren geübte Praxis rechtlich verankert und 
den betroffenen Unternehmen die gebotene Rechtssicher- 
heit gegeben. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

(§ 112 Absatz 1 Satz 6 TKG) 

Die Ergänzung des Satzes 6 ist eine Folgeänderang aus 
Doppelbuchstabe aa. Die Verpflichtung, Abmfe von Kun- 
dendaten nicht zur Kenntnis zu nehmen, dient dem Daten- 
schutz der von Abrufen betroffenen Personen. Sie muss in 
den Fällen, in denen der Verpflichtete von den Möglichkei- 
ten des neuen Satzes 2 Gebrauch macht und die Kundendatei 
von einem Beauftragten bereitstellen lässt, auch diesem Be- 
auftragten durch einen öffentlich-rechtlichen Ansprach auf- 
erlegt werden. 

Zu Doppelbuchstabe ec 

(§ 112 Absatz 1 Satz 8 TKG) 

Diese Änderung ist eine redaktionelle Folgeänderang aus 
Doppelbuchstabe aa. 

Zu Buchstabe b (§ 112 Absatz 4 Satz 3 TKG) 

Die Neuformulierang und Ergänzung des Satzes 3 bereinigt 
eine Unklarheit, die im Rahmen des Ersten Gesetzes zur 
Änderung des Telekommunikationsgesetzes und des Geset- 
zes über die elektromagnetische Verträglichkeit von Be- 
triebsmitteln vom 29. Juli 2009 (BGBl. 1 S. 2409) überse- 
hen wurde. Die Ergänzung ist erforderlich, um mit der ge- 
botenen Rechtsklarheit herauszustellen, dass in den Fällen, 
in denen Dienststellen der Bundesnetzagentur, die für die 
Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach dem Telekom- 
munikationsgesetz oder dem Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb zuständig sind, um den Abruf von Kundenda- 
ten ersuchen (§112 Absatz 1 Satz 6 Nummer 1 des Tele- 
kommunikationsgesetzes), diese Dienststellen auch die da- 
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tenschutzrechtliche Verantwortung für die Übermittlung der 
Daten tragen. 

Zu Nummer 5 (§ 1 13 Absatz 2 TKG) 

§ 1 1 3 des Telekommunikationsgesetzes regelt die Erteilung 
von Auskünften über Bestandsdaten durch Anbieter von Te- 
lekommunikationsdiensten für die in Absatz 1 genarmten 
Zwecke. Diese Auskünfte sind aus verfassungsrechtlichen 
Gründen grundsätzlich gegen eine entsprechende Entschädi- 
gung zu erteilen. Bis zum Inkrafttreten des TK-Entschädi- 
gungs-Neuordnungsgesetzes am 1. Juli 2009 war die Ent- 
schädigung, die für die erteilten Auskünfte über Bestandsda- 
ten zu gewähren ist, in § 113 Absatz 2 Satz 2 bis 4 geregelt. 
Diese Vorschriften wurden durch Artikel 4 des TK-Entschä- 
digungs-Neuordnungsgesetzes aufgehoben. Die gleichzeitig 
in Kraft getretenen Entschädigungsvorschriften des § 23 und 
der Anlage 3 des Justizvergütungs- und -entschädigungsge- 
setzes regeln aber nur die Entschädigungen, die Strafverfol- 
gungsbehörden zu gewähren haben. Dadurch ist derzeit für 
die anderen Behörden, die ihr Auskunftsbegehren auf § 1 13 
Absatz 1 stützen, keine Entschädigungsgrundlage gegeben. 
Dies führt dazu, dass diese Behörden für Auskünfte über Be- 
standsdaten derzeit keine Entschädigung zahlen. Nach 
Schätzungen aus der TK-Wirtschaft trifft dies auf etwa 
3 Prozent bis 5 Prozent aller Auskünfte über Bestandsdaten 
zu. Durch den neuen Satz 2 des § 1 1 3 Absatz 2 des Telekom- 
munikationsgesetzes wird dieser Umstand in einer vor allem 


aus verfassungsrechtlicher Sicht gebotenen Weise beseitigt, 
sodass auch die Behörden, die nicht schon nach den Vor- 
schriften des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes 
eine Entschädigung leisten, für die Inanspruchnahme der 
gleichen Leistung auch die gleiche Entschädigung zu leisten 
haben. Ohne diese Regelung läge eine Ungleichbehandlung 
vor, für die kein sachlicher Rechtfertigungsgrund ersichtlich 
ist. 

Zu Nummer 6 (§ 123 Absatz 1 Satz 1 TKG) 

Als Folgeänderung zu der Aufhebung der Regelung über 
die Regulierung neuer Märkte (§ 9a TKG) wird in der Rege- 
lung über die Zusammenarbeit mit anderen Behörden 
(§ 123 TKG) der Verweis auf § 9a TKG gestrichen. 

Zu Nummer 7 (§ 149 Absatz 1 TKG) 

Bei den Änderungen in den Nummern 3 1 und 32 handelt es 
sich um redaktionelle Folgeänderungen aus Artikel 3 Num- 
mer 4 Buchstabe a Doppelbuchstabe aa. 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten, Außerkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten dieses Gesetzes und 
das gleichzeitige Außerkrafttreten des bisher geltenden 
Post- und Telekommunikationssicherstellungsgesetzes so- 
wie der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverord- 
nungen. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Gesetzentwurf auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begrün- 
det werden, geprüft. 

Mit dem Regelungsvorhaben erfolgt eine Neufassung des 
geltenden Post- und Telekommunikationsgesetzes (PTSG) 
und der auf seiner Grundlage erlassenen Rechtsverordnun- 
gen. 

Hauptzweck des vorliegenden Regelungsvorhabens ist die 
Anpassung bestehender Regelungen des geltenden PTSG an 
die technischen Entwicklungen, Marktentwicklungen und 
gewandelten Bedrohungsszenarien. 

Daneben verfolgt das Regelungsvorhaben aber auch das 
Ziel, die Regelungen zu vereinfachen und unnötige bürokra- 
tische Hemmnisse abzubauen, ln diesem Zusammenhang 
wurden wesentliche Inhalte der bisherigen Rechtsverord- 
nungen zum PTSG in das neue Gesetz integriert und gänz- 
lich auf Rechtsverordnungen verzichtet. 


Zudem fallen durch die Neufassung des PTSG zwölf Infor- 
mationspflichten künftig weg. Das Ressort hat die Informa- 
tionspflichten und daraus resultierenden bürokratischen 
Auswirkungen ausführlich dargestellt. Danach führt die 
Aufhebung bestehender Informationspflichten zu einer mi- 
nimalen Entlastung der Wirtschaft, da es sich um anlassbe- 
zogene Informationspflichten handelt, die in der Praxis 
kaum Anwendung fanden. 

Darüber hinaus werden zwei Informationspflichten für die 
Verwaltung neu eingeführt. Sie haben Informationen zum 
Gegenstand, die von der Bundesnetzagentur einmal zur Ge- 
währleistung eines geordneten Übergangs auf das neue 
Recht an bestimmte Aufgabenträger zu übermitteln sind. 

Der Nationale Normenkontrollrat begrüßt im Rahmen sei- 
nes gesetzlichen Prüfauftrags das Regelungsvorhaben, da 
nicht nur bestehende Informationspflichten aufgehoben, 
sondern auch auf bisherige Verordnungen verzichtet wurde. 
Dies führt zu mehr Transparenz und Anwenderfreundlich- 
keit für die betroffenen Normadressaten. 
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Anlage 3 


Stellungnahme des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 874. Sitzung am 24. September 
2010 beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 Satz 2 - neu - PTSG) 

ln Artikel 1 ist dem § 1 Absatz 2 folgender Satz anzu- 
fugen: 

„Den Anwendungsfall stellt das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie durch Anordnung fest.“ 

Begründung 

Im Gesetzentwurf ist nicht ausgeführt, wer das Vorliegen 
des Anwendungsfalles nach § 1 Absatz 2 Nummer 1 
oder 2 feststellt. Eine Festlegung in dieser Hinsicht ist 
aber notwendig, damit die Telekommunikations- 
Unternehmen veranlasst bzw. verpflichtet werden kön- 
nen, die Telekommunikationsbevorrechtigungen nach 
§ 6 Absatz 1 jeweils konkret herzustellen bzw. die vor- 
bereiteten Maßnahmen zu aktivieren. Die ministerielle 
Anordnung in § 8 Absatz 2 des Gesetzentwurfs be- 
schränkt sich auf die Mitarbeit in Arbeitsstäben und auf 
das Abstellen von Fachpersonal. Im bislang gültigen 
PTSG ist dies in § 3 geregelt. 

2. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 Satz 3 - neu - PTSG) 

ln Artikel 1 ist dem § 1 Absatz 2 folgender Satz anzufü- 
gen: 

„Ein nach Absatz 1 Nummer 2 verpflichtetes Telekom- 
munikationsuntemehmen kann bei Gefahr im Verzug, 
werm die Telekommunikationseinrichtungen durch be- 
sondere Beanspruchung in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 1 überlastet sind und die der Situation ange- 
messene Versorgung der Bevorrechtigten gefährdet ist, 
die vorbereiteten Maßnahmen zur Einräumung von Vor- 
rechten Umsetzen.“ 

Begründung 

Entsprechend der in § 8 der bisher geltenden Telekom- 
munikations-Sicherstellungs-Verordnung ist eine Aus- 
nahmeregelung für Fälle einer Gefahr im Verzug vorzu- 
sehen. 

3. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 PTSG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren sicherzustellen, dass Post- und Telekommunikations- 
dienste in dem vom Gesetzentwurf definierten Anwen- 
dungsbereich (§ 1 Absatz 2 PTSG-E) auch für die Bevor- 
rechtigten (§ 2 Absatz 2, § 6 Absatz 2 PTSG-E) gewähr- 
leistet werden, die Postdienste von nicht bundesweit 
agierenden Postuntemehmen (§1 Absatz 1 Nummer 1 
PTSG-E) oder die Telekommunikationsdienste von Tele- 


kommunikationsuntemehmen unter 100 000 Kunden 
(§ 1 Absatz 1 Nummer 2 PTSG-E) in Anspruch nehmen. 

Begründung 

Post- und Telekommunikation gehören zur so genannten 
kritischen Infrastruktur, die in einer hochkomplexen Ge- 
sellschaft auch krisenfest sein muss. Die Sicherstellung 
von Post- und Telekommunikationsleistungen muss des- 
halb auch für die Bevorrechtigten gewährleistet sein, die 
Postdienste von nicht bundesweit agierenden Postunter- 
nehmen (§ 1 Absatz 1 Nummer 1) oder die Telekommu- 
nikationsdienste von Telekommunikationsuntemehmen 
unter 100 000 Kunden (§ 1 Absatz 1 Nummer 2) in An- 
spruch nehmen. 

4. Zu Artikel 1 (§ 2 Absatz 2 Nummer 2 und § 6 Absatz 2 

Nummer 2 PTSG) 

ln Artikel 1 sind in § 2 Absatz 2 Nummer 2 und in § 6 
Absatz 2 Nummer 2 jeweils nach den Wörtern „der Län- 
der“ die Wörter „, der Landkreise“ einzufügen. 

Begründung 

Nach § 4 Absatz 1 Nummer 1 und 2 der Verordnung zur 
Sicherstellung von Telekommunikationsdienstleistungen 
sowie zur Einräumung von Vorrechten bei deren Inan- 
spruchnahme waren Bundesbehörden, Landes-, Kreis- 
und Kommunalbehörden so genannte bevorrechtigte 
Aufgabenträger. § 2 Absatz 2 Nummer 2 und § 6 Ab- 
satz 2 Nummer 2 des Gesetzentwurfs führen demgegen- 
über Behörden des Bundes, der Länder, der Gemeinden 
und Gemeindeverbände als Post- und Telekommunika- 
tionsbevorrechtigte auf. Nach § 1 Absatz 4 des Verwal- 
tungsverfahrensgesetzes sind Behörden alle Stellen, die 
Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahmehmen. 
Durch die Einschränkung der Regelung auf Behörden 
des Bundes, der Länder, der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände entfallen in einigen Ländern jedoch die Land- 
kreise/Landratsämter als Post- und Telekommunika- 
tionsbevorrechtigte, da diese weder Landesbehörden 
noch Gemeinden bzw. Gemeindeverbände sind. Nach 
den jeweiligen Landesgesetzen über den Brandschutz, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz sind die Land- 
kreise untere Katastrophenschutzbehörden, die entspre- 
chende Aufgaben im Katastrophenschutz wahmehmen. 
Sie bedürfen daher auch einer Post- und Telekommuni- 
kationsbevorrechtigung. Eine Klarstellung unter § 2 
Absatz 2 Nummer 2 und § 6 Absatz 2 Nummer 2 des 
Gesetzentwurfs ist aus hiesiger Sicht daher notwendig. 

5. Zu Artikel 1 (§ 5 PTSG) 

Der Bundesrat bittet zu prüfen, ob die Mindestdaten- 
übertragungsrate von 50 Mbit/s (§ 5 PTSG-E) für die Be- 
treiber von Backbonenetzen (Transportnetzen) heraufge- 
setzt werden muss. 
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Begründung 

Die Mindestdatenübertragungsrate von 50 Mbit/s für die 
Betreiber von Backbonenetzen ist fachlich zwar für die 
Zubringemetze (letzte Meile zum Kunden) zu akzeptie- 
ren. Für den normalen Backbonebetrieb sind Datenüber- 
tragungsraten im Gigabitbereich schon heute Standard. 

6. Zu Artikel 1 (§ 8 Absatz 3 - neu - PTSG) 

ln Artikel 1 ist dem § 8 folgender Absatz anzufügen: 

„(3) Telekommunikationsuntemehmen haben der 
Bundesnetzagentur eine Überschreitung der höchstmög- 
lichen Anzahl der Aufträge auf Bevorrechtigungen für 
den jeweiligen Telekommunikationsdienst mitzuteilen, 
damit die Bundesnetzagentur im Benehmen mit den zu- 
ständigen Behörden des Bundes und der Länder den 
Kreis der Bevorrechtigten oder die bevorrechtigten Tele- 
kommunikationsdienste nach der Dringlichkeit und der 
Bedeutung der Aufgabenträger festlegen kaim.“ 

Begründung 

Die bislang in § 6 der Telekommunikations-Sicherstel- 
lungs-Verordnung vorgesehene Erstellung einer Vorrang- 
liste bei einer Überschreitung der Bevorrechtigungen ist 
in dem Gesetzentwurf nicht enthalten. Da es aber auch 
nach dem derzeitigen technischen Stand denkbar ist, dass 
Telekommunikationsuntemehmen an die Grenzen ihrer 
Kapazitäten gelangen, ist die Erstellung einer Vorrang- 
liste weiterhin von erheblicher Bedeutung. 

7. Zu Artikel 1 (§ 9 Absatz 1 Satz 1 PTSG) 

ln Artikel 1 ist § 9 Absatz 1 Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Telekommunikationsbevorrechtigte haben für jeden 
Anschluss, für den Vorkehrungen nach § 7 Absatz 1 


Satz 1 getroffen wurden, ein einmaliges Entgelt in Höhe 
von 50 Euro an das Telekommunikationsuntemehmen zu 
entrichten.“ 

Begründung 

Das bisherige Post- und Telekommunikationssicher- 
stellungsgesetz (PTSG), das zuletzt durch Artikel 2 
Nuinmer 3 des Gesetzes vom 2. April 2009 (BGBl. 1 
S. 693) geändert worden ist, sah in seinem § 12 für einen 
bevorrechtigten Netzzugang eine einmalige Entschädi- 
gungspauschale in Höhe von 50 Euro vor. Mit dieser 
Entschädigung werden sämtliche Leistungen des Tele- 
kommunikationsuntemehmens abgegolten. Diese Pau- 
schale wird in dem Gesetzentwurf ohne jede Begrün- 
dung deutlich erhöht. 

Bei Vorkehrungen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
des Gesetzentwurfs soll die Pauschale auf 1 00 Euro ver- 
doppelt werden. Darüber hinaus unterscheidet der Ge- 
setzentwurf zwischen einer Entschädigung für einen An- 
schluss sowie für einen Übertragungsweg. Bei strenger 
Auslegung des Gesetzeswortlauts würde demnach „für 
jeden Anschluss“ und „für jeden Übertragungsweg“ eine 
eigenständige Entschädigung von jeweils 100 Euro 
anfallen. Außerdem sieht der Gesetzentwurf eine weitere 
Entschädigung in Höhe von 50 Euro für zusätzliche 
technische Vorkehmngen nach § 7 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 2 vor; insgesamt würden in diesem Fall also 
mindestens 150 Euro anfallen. 

Das bisher geltende PTSG sieht dagegen nur eine einma- 
lige und allgemein gehaltene Entschädigung „für jeden 
Netzzugang“ von 50 Euro vor. Die Anhebung der Pau- 
schale in dem dargestellten Maße ist nicht nachvollzieh- 
bar. Es soll daher an der bisherigen Entschädigungsrege- 
lung des § 12 PTSG festgehalten werden. 
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Anlage 4 


Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (§ 1 Absatz 2 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Feststellung des Anwendungsfalls des Gesetzes durch 
Anordnung des Bundesministeriums für Wirtschaft und 
Technologie ist nicht mehr erforderlich, um Telekommuni- 
kationsuntemehmen zu veranlassen, die für Telekommuni- 
kationsanschlüsse vorbereiteten Maßnahmen der Telekom- 
munikationsbevorrechtigungen nach § 6 Absatz 1 zu akti- 
vieren. Im Gegensatz zur bisherigen Regelung sind die Vor- 
schriften des vorliegenden Gesetzentwurfs so konzipiert, 
dass die Vorrangfunktionalität in den Telekommunikations- 
netzen künftig dauerhaft aktiv ist. Sobald eine Telekommu- 
nikationsbevorrechtigung für einen bestimmten Anschluss 
technisch eingerichtet worden ist, werden Verbindungswün- 
sche von diesem bevorrechtigten Telefonanschluss in Fäl- 
len, in denen das Verkehrsaufkommen so hoch sein sollte, 
dass Warteschlangen entstehen, automatisch ohne manuel- 
les Eingreifen vor nicht bevorrechtigten Anschlüssen abge- 
arbeitet. In Fällen, in denen das Verkehrsaufkommen nicht 
so hoch ist, dass Warteschlangen entstehen, bedarf es von 
sich aus keiner vorrangigen Behandlung des Verbindungs- 
wunsches. Das Treffen von Entscheidungen zur Aktivierung 
des Vorrangs ist daher künftig nicht mehr erforderlich und 
muss folgerichtig auch nicht mehr geregelt werden. 

Zu Nummer 2 (§ 1 Absatz 2 Satz 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Eine Ausnahmeregelung für Fälle einer Gefahr im Verzug 
ist aus den zu Nummer 1 genannten Gründen nicht mehr er- 
forderlich. 

Zu Nummer 3 (§ 1 Absatz 2) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag ab. 

Sie weist darauf hin, dass die Verpflichtung von nicht bun- 
desweit agierenden Postuntemehmen oder von Telekommu- 
nikationsuntemehmen mit weniger als 100 000 Kunden zu 
bestimmten Sicherstellungsdienstleistungen nach ihrer Auf- 
fassung unverhältnismäßig und zur Sicherung einer Min- 
destversorgung mit den im Gesetzentwurf festgelegten Post- 
und Telekommunikationsdienstleistungen auch nicht erfor- 
derlich ist. 

Zu Nummer 4 (§ 2 Absatz 2 Nummer 2 und § 6 Absatz 2 
Nummer 2) 

Wenngleich die Bundesregierung das dem Vorschlag zu- 
grunde liegende Anliegen für berechtigt hält, lehnt sie den 
konkreten Formulierungsvorschlag ab. 

Die Bundesregierung hält die explizite Nennung „der Land- 
kreise“ als bevorrechtigte Aufgabenträger nicht für erfor- 


derlich, weil nach ihrer Auffassung Landkreise unter den 
Begriff der Gemeindeverbände fallen. Die Bundesregierung 
verweist hierzu auf Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts (BVerfGE 83, 363, 383 = NVwZ 1992, 365, 
367; BVerfGE 103, 332, 359 = NVwZ-RR 2002, 81, 34) 
und die Kommentierungen zu Artikel 28 GG (Maunz in 
Maunz/Dürig, GG, 57. Auflage, 2010, Artikel 28, Rn. 55 
und Hellermann in BeckOK, Hrsg: Epping/Hillgruber, 
Stand 1 . Juni 2010, Artikel 28, Rn. 23). Behörden der Land- 
kreise sind mithin vom vorliegenden Gesetzentwurf bereits 
als Post- und Telekommunikationsbevorrechtigte Aufga- 
benträger erfasst. 

Zu Nummer 5 (§ 5) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im Grundsatz 
zu. 

Die in dem Gesetz geforderte Sicherstellung eines für End- 
kunden aufrechtzuerhaltenden Mindestangebots an Telekom- 
munikationsdiensten kann sich nur dann wirksam entfalten, 
wenn zugleich auch in den Verbindungsnetzen, heutzutage 
oftmals als Backbonenetze bezeichnet, die erforderlichen 
Kapazitäten verfügbar sind. Für diesen im Verhältnis zum 
gesamten Regelungsumfang schmalen Anwendungsbereich 
sollten daher zusätzlich zu denjenigen Telekommunikations- 
Unternehmen, die Telekommunikationsdienstleistungen für 
Endkunden erbringen, die Betreiber dieser Verbindungsnetze 
in den Geltungsbereich bestimmter Vorschriften des Geset- 
zes aufgenommen werden. 

Die Bundesregierung schlägt folgende Änderung des Ge- 
setzentwurfs vor: 

1 . Dem § 1 Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Darüber hinaus gelten § 5 Satz 4, die §§ 8, 9 Absatz 2 
und die §§10 sowie 11 Absatz 1 Nummer 5 und 
Absatz 2 und 3 für Unternehmen, die Verbindungsnetze 
betreiben, die durch Telekommunikationsuntemehmen 
nach Satz 1 Nummer 2 genutzt werden.“ 

2. Dem § 5 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Unternehmen nach § 1 Satz 2 haben sicherzustellen, 
dass ihre Netze in der Lage sind, die von den Telekom- 
munikationsuntemehmen nach § 1 Satz 1 Nummer 2 für 
ihre Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz geforderten 
Datenübertragungsraten aufrechtzuerhalten.“ 

3. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 5 werden die Wörter „§ 5 Satz 2 
und 3“ durch die Wörter „§ 5 Satz 2 bis 4“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „Absatzes 1 
Nummer 1 bis 4“ durch die Wörter „Absatzes 1 
Nummer 1 bis 5“ ersetzt. 

Zu Nummer 6 (§ 8 Absatz 3) 

Die Bundesregierang stimmt dem Vorschlag nicht zu. 
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Der Änderungsvorschlag basiert auf veralteten, nicht mehr 
existierenden Gegebenheiten und ist mithin nicht zielfuh- 
rend. Dem § 6 der derzeit noch geltenden Telekommunika- 
tions-Sicherstellungs- Verordnung liegen Überlegungen zu- 
grunde, die aus einer Zeit stammen, in der die Telefonnetze 
ausschließlich unter Verwendung elektromechanischer 
Wählsysteme gestaltet worden sind. Bei diesen Systemen 
kormten von jeweils 100 Anschlüssen im Regelfall lediglich 
acht Anschlüsse gleichzeitig eine Verbindung aufbauen. 
Deshalb konnte es in den damaligen Netzen Vorkommen, 
dass in einer Hundertergruppe mehr Bevorrechtigungswün- 
sche für Anschlüsse aufkamen als technisch realisierbar 
waren. Dies führte dazu, dass die Stellen der Deutschen 
Bundespost und deren Nachfolgebehörden Ausweichmög- 
lichkeiten suchen mussten, z. B. in Gesprächen mit den zu- 
ständigen Behörden zur Vornahme einer Reihung der Bevor- 
rechtigten nach Wichtigkeit. 

Die Einschränkungen der alten Wählsysteme, die flächen- 
deckend und vollständig durch elektronische Telekommuni- 
kationssysteme ersetzt worden sind, kommen in den neuen 
Systemen für Festnetze nicht mehr vor. Hier können alle 
Anschlüsse gleichzeitig Verbindungen aufbauen. 

Zu Nummer 7 (§ 9 Absatz 1 Satz 1) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Die Anhebung der Pauschale ist erforderlich. Im Rahmen 
der Beteiligung von Telekommunikationsuntemehmen nach 
der GGO wurde für die Einrichtung und Betreuung der Be- 
vorrechtigung ein Zeitaufwand zwischen etwa 2,5 bis 


5 Stunden über die gesamte Laufzeit des Anschlusses gel- 
tend gemacht. Die Bundesregierung hat sich bei der Gestal- 
tung der Vorschrift an dem unteren Ende dieser Spanne ori- 
entiert und ein zusätzliches Rationalisierungspotenzial von 
etwa 1 5 Prozent in Ansatz gebracht. Für die Berechnung des 
Entgelts wurde ein Stundensatz von 70 Euro zugrunde ge- 
legt, der bei Tätigkeiten dieser Wertigkeit unter realistischen 
Annahmen anzusetzen ist (vgl. Stundensätze für Tätigkeiten 
von Sachverständigen im Bereich elektrotechnischer Anla- 
gen und Geräte nach der Honorargruppe 5 des § 9 Absatz 1 
Satz 1 JVEG). Daraus errechnet sich ein Entgelt von einma- 
lig 150 Euro. Dieser Betrag wurde wegen der erforderlich 
werdenden Unterteilung in die Sachverhalte „Vorkehrungen 
für vorrangige Verbindungen“ und „Vorrangige Entstörung“ 
im Verhältnis ein Drittel zu zwei Drittel aufgeteilt. 

Für den Bereich der Festnetze sind Vorkehrungen für vor- 
rangige Verbindungen nicht mehr erforderlich, weil die 
Netze so ausgelegt sind, dass es keine Einschränkungen 
beim Verbindungsaufbau mehr gibt. Für Festnetzanschlüsse 
fällt daher das entsprechende Entgelt in Höhe von 50 Euro 
künftig nicht mehr an, sondern nur noch der anteilige Betrag 
für die vorrangige Entstörung. 

Vorkehrungen für vorrangige Verbindungen und das ent- 
sprechende Entgelt in Höhe von 50 Euro sind damit nur noch 
bei Mobilfiinkanschlüssen sinnvoll. Ob für Mobilfunkan- 
schlüsse eine individuelle Entstörung und damit das entspre- 
chende Entgelt von einmalig 100 Euro in Frage kommt, kann 
der Bevorrechtigte unter Berücksichtigung seiner Ansprüche 
mit dem versorgenden Netzbetreiber klären. 
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